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Die Reorganisation der Regensburger Polizei 
unter der amerikanischen Militärregierung 1945-49 
Von Thi lo Schimmel 
1. E i n l e i t u n g 
„Die öffentliche Sicherheit, die nach dem Zusammenbruch völlig darniederlag, 
konnte erheblich gebessert werden. Es ist das vor allem der Land-, Stadt- und der 
Grenzpolizei zu danken, die aus dem Nichts geschaffen werden mußten."1 
„Wenn es darum geht, Kriminelle ...zu verfolgen, wenn Ordnung oder... ,innere 
Sicherheit1 gewährleistet und hergestellt werden soll: Immer steht die Polizei am 
Anfang und am Ende eines derartigen Bemühens, die Formalität' einer Gesell-
schaft aufrechtzuerhalten bzw. wiederherzustellen."2 
Eine Untersuchung programmatischer Reden,3 die von den bayerischen Minister-
präsidenten Hoegner und Erhard vor dem Landtag gehalten wurden, verdeutlicht 
die schwerwiegendsten Probleme der Nachkriegszeit in Bayern. Die Überwindung 
des Nationalsozialismus durch den Aufbau eines demokratischen Staatssystems, 
der Wiederaufbau von Wirtschaft und Verwaltung, das Flüchtlingsproblem, Armut 
und Hunger waren die prägenden Themen der unmittelbaren Nachkriegsjahre. 
Diesen Tendenzen hat auch die historische Forschung Rechnung getragen, indem 
sie diese Themengebiete in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen gerückt hat.4 
Die oben angeführten Reden5 enthalten jedoch zudem Ausführungen zu einer 
weiteren Herausforderung der Nachkriegszeit, die von der historischen Forschung 
bisher meist nur gestreift oder gänzlich vernachlässigt wurde: Der Wiederaufbau 
1 Rechenschaftsbericht und Rücktrittserklärung des Ministerpräsidenten Dr. Wilhelm Hoeg-
ner vor dem Landtag am 16. Dezember 1946, abgedruckt in: Karl Bosl (Hg.), Dokumente zur 
Geschichte von Staat und Gesellschaft in Bayern, Abteilung III: Bayern im 19. und 20. Jahr-
hundert, Bd. 9: Die Regierungen 1945-1962, bearbeitet von Fritz Bär, München 1976, S. 61. 
Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine gekürzte Version der vom Verfasser am 
Lehrstuhl für Bayerische Landesgeschichte der Universität Regensburg eingereichten Zu-
lassungsarbeit für das Staatsexamen. 
2 Heinz-Gerhard Haupt - Wolf-Dieter Narr, Vom Polizey-Staat zum Polizeistaat? Ein 
Forschungsbericht anhand neuerer Literatur, in: Neue Politische Literatur 23 (1978) S. 185. 
3 Vgl. Regierungserklärung Hoegners vom 22.10.1945, Rechenschaftsbericht Hoegners 
vom 16.12.1946 und Regierungserklärung Erhards vom 24.10.1947, in: Bosl, Dokumente 
(wie Anm. 1), S. 41-67 u. 91-110. 
4 Exemplarisch für Bayern und die spätere Bundesrepublik seien hier nur genannt: Maxi-
milian Lanzinner, Zwischen Sternenbanner und Bundesadler. Bayern im Wiederaufbau 1945-
1958, Regensburg 1996; Peter Kock, Bayern nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Manfred Treml 
(Hg.), Geschichte des modernen Bayern. Königreich und Freistaat, München 1994, S. 375-
466; Christoph Kleßmann, Die doppelte Staatsgründung. Deutsche Geschichte 1945-1955, 
Bonn 1991. 
5 Vgl. Haupt - Narr, Polizeistaat (wie Anm. 2), S. 43, 61 und 133 f. 
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der bayerischen Polizei(en) nach den Maßgaben der amerikanischen Militärregie-
rung. Neben der ihr angestammten Aufgabe der Verbrechensbekämpfung kam der 
Polizei in den Jahren nach 1945 jedoch eine weitere Bedeutung zu. Sie sollte sich in 
der Gesellschaft zu einem „stabilisierenden Faktor" entwickeln.6 Der nach den 
Wirren des Zweiten Weltkriegs in weiten Teilen Bayerns fragile innere Friede mußte 
erneut auf ein sicheres Niveau gebracht werden, da dieser eine der Voraussetzungen 
für die Neugestaltung der Gesellschaft darstellte. 
Trotz der Bedeutung der Polizei für die Herstellung des inneren Friedens sowie 
ihrer durch die Alliierten neu definierten Funktion ist die Institution der Polizei 
sowohl auf dem Gebiet der Bundesrepublik wie auch in Bayern für den Zeitraum 
nach 1945 bisher nur unzureichend erforscht worden.7 Dies ist um so über-
raschender, als es sich bei der Polizeiforschung um ein Feld handelt, das für Histo-
riker, Soziologen, Rechtshistoriker, Juristen und Politikwissenschaftler von Interesse 
ist. Die vorliegende Arbeit versucht diese Lücke für den Bereich des Stadtgebiets 
von Regensburg zu schließen. 
Die polizeipolitischen Vorstellungen der alliierten Besatzungsmächte sind in der 
Literatur bereits mehrfach dargestellt worden. Diese theoretischen Erkenntnisse 
sind jedoch bisher erst in zwei größeren Studien anhand von lokalen Polizei-
organisationen überprüft worden, und zwar für die Städte Hamburg und Berlin.8 
Das Beispiel Regensburg soll nun die Konzeptionen der amerikanischen Besatzungs-
macht und ihre Umsetzung erhellen. Der vergleichende Ansatz bezüglich der theo-
retischen Vorstellungen der amerikanischen Besatzungsmacht und ihrer praktischen 
Umsetzung legte es nahe, die Untersuchung dem entsprechend in zwei separate 
Abschnitte zu unterteilen, wobei das Hauptinteresse der Umsetzung der Ideen vor 
Ort galt. Soweit die Quellen dieses zuließen, wurde auch der sozialgeschichtliche 
Ansatz miteinbezogen. Nicht nur der Wandel der Organisation an sich, sondern 
auch die Rolle der Polizisten in der Gesellschaft der Nachkriegszeit sollen beleuch-
tet werden. 
Die Art der vorgefundenen Quellen wirkte sich in mehrfacher Weise auf die 
Untersuchung aus. Die Mehrzahl der verwendeten Akten stammt entweder von der 
Polizei selbst oder vom Oberbürgermeister, dem der Polizeidirektor unterstellt war. 
Somit war es möglich, die Polizei aus der Innenperspektive zu betrachten; es muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß die erstellten Berichte an übergeordnete Instan-
6 Vgl. Günther Beckstein, Grußwort, in: 50 Jahre bayerische Polizei, München 1996, S. 5. 
7 Den Mangel an fehlender Forschungsliteratur an sich oder für den genannten Zeitraum 
beklagen übereinstimmend: Herbert Kosyra, Die deutsche Kriminalpolizei in den Jahren 1945-
55. Ein Beitrag zur Problematik des Wiederaufbaus in der Bundesrepublik im ersten Jahrzehnt 
nach dem Zweiten Weltkrieg, St. Michael 1980, S. 9; Haupt - Narr, Polizeistaat (wie Anm. 2), 
S.201 u. 212; Peter Nitschke (Hg.), Die deutsche Polizei und ihre Geschichte. Beiträge zu 
einem distanzierten Verhältnis, Hilden 1996, S.8; Herbert Reinke, Polizeigeschichte in 
Deutschland. Ein Überblick, in: Peter Nitschke (Hg.), Die deutsche Polizei, S. 13; Jo Reichertz 
- Norbert Schröer, Polizei vor Ort. Studien zur empirischen Polizeiforschung, Stuttgart 1992, 
S. 1; Herbert Reinke, Polizei und Kriminalität in rheinischen Großstädten nach dem Zweiten 
Weltkrieg, in: Volker Ackermann (Hg.), Anknüpfungen - Kulturgeschichte, Landesgeschichte, 
Zeitgeschichte. Gedenkschrift für Peter Hüttenberger, Essen 1995, S. 395 Anm. 3. 
8 Vgl. Norbert Steinborn - Karin Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945. Ein 
Neuanfang, der keiner war, Hamburg 1990; Norbert Steinborn - Hilmar Krüger, Die Berliner 
Polizei 1945-1992: Von der Militärreserve im Kalten Krieg auf dem Weg zur bürgernahen 
Polizei?, Berlin 1993. 
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zen, deutsche wie amerikanische, gesandt wurden und daher eine zumindest zum 
Teil tendenziöse Darstellungsweise enthalten. Nur in begrenztem Umfang konnte 
die Außenperspektive, wie im Falle eines Kontrollberichts der amerikanischen Be-
satzungsmacht, miteinbezogen werden. Weiterhin war es nicht möglich, konkrete 
Aussagen über die Polizei vor 1945 zu treffen, da die Akten der Polizeidirektion 
Regensburg für die Jahre 1933 bis 1945 vernichtet worden sind.9 Der Schriftverkehr 
der amerikanischen Militärregierung mit der Polizei wurde ausgewertet, soweit er in 
den Akten der Regensburger Verwaltung erhalten ist. 
Die Quellenlage gab auch den zeitlichen Rahmen der Arbeit vor. Während der 
Beginn im April 1945 mit dem Einmarsch der amerikanischen Streitkräfte in Re-
gensburg keiner Erklärung bedarf, wurde der zeitliche Endpunkt der Arbeit mit dem 
Ende des Jahres 1949 vornehmlich durch die Akten vorgegeben. Die Sicherheits-
berichte, die den Schwerpunkt der ausgewerteten Quellen darstellen, enden mit 
dem Jahrgang 1949. Für die darauffolgenden Jahre wäre eine Auswertung auf glei-
cher Quellenbasis nicht mehr gegeben. Doch auch die Dezernatsumbildung vom 
Jahre 1950 1 0 sowie der Übergang der Polizeihoheit auf die Länder, der sich in den 
Jahren 1949 und 1950 vollzog, legten dieses Jahr als Schlußpunkt nahe. 
2. Konzep t ionen der amerikanischen Besatzungsmacht b e z ü g l i c h 
der Zerschlagung und des Wiederaufbaus der Po l i ze i 
2. /. Die Rolle der Polizei im NS-Staat aus alliierter Sicht 
Wollten die Alliierten ein Wiederaufflackern des Nationalsozialismus in Deutsch-
land verhindern, so mußten alle Organisationen, die ihm zur Machterhaltung oder 
Machterweiterung gedient hatten, ausgeschaltet werden. Hiervon war auch die 
deutsche Polizei betroffen. Bereits nach dem Ersten Weltkrieg hatte die amerikani-
sche Regierung die deutsche Polizei als eine Gefährdung des Neuaufbaus eingestuft, 
als „eine Kloake zum Training und Wiederaufbau einer deutschen Armee."1 1 Zu-
nächst stand für die Alliierten jedoch die Ausschaltung der Polizei als Teil des natio-
nalsozialistischen Herrschaftsapparates im Vordergrund. Den alliierten Beobachtern 
war die Sonderentwicklung, welche die Polizei im Dritten Reich genommen hatte, 
keineswegs verborgen geblieben. Nach der „Verreichlichung" der Polizei,1 2 hatte 
sich diese innerhalb des durch die Nationalsozialisten geschaffenen Staatskörpers zu 
einer Art „Vierten Gewalt" entwickelt, was sich besonders darin niederschlug, daß 
es Teil der Polizeikompetenz geworden war, Rechtsvorschriften zu erlassen, Ver-
gehen gegen diese als Gerichtsinstitution zu ahnden und Strafen festzulegen.13 Diese 
9 Vgl. Wilhelm Kick, Sag es unseren Kindern. Widerstand 1933-1945, Beispiel Regensburg, 
Berlin 1985, S. 57. 
1 0 Vgl. Ludwig Hilmer, Verwaltung, Parteien und Stadtentwicklung in Regensburg unter 
amerikanischer Besatzung 1945 bis 1949, Phil. Diss. Masch. Regensburg 1995, S. 52. 
1 1 Zitiert bei Falco Werkentin, Die Restauration der deutschen Polizei. Innere Rüstung von 
1945 bis zur Notstandsgesetzgebung, Frankfurt 1984, S. 16. 
1 2 Vgl. hierzu das Kapitel „Das III. Reich" bei Horst Harnischmacher - Arved Semerak, 
Deutsche Polizeigeschichte. Eine Einführung in ihre Grundlagen, Stuttgart 1986, S. 92-109. 
1 3 Vgl. Georg Berner, Wandlungen des Polizeibegriffs seit 1945, in: Deutsches Verwaltungs-
blatt 72 (1957) S. 813. 
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Machtbefugnisse hatten, zusammen mit der Unterdrückungsfunktion, die Teile der 
deutschen Polizei - vor allem die Gestapo - ausgeübt hatten, bei den Alliierten die 
Überzeugung reifen lassen, daß die Institution der Polizei entscheidend dazu beige-
tragen hatte, das Herrschaftssystem der Nationalsozialisten zu stabilisieren.14 Dieser 
Eindruck wurde durch den Einsatz von Polizeiverbänden an den Kriegsschauplätzen 
auf dem Balkan, in Italien, Rußland und an weiteren Orten 1 5 noch verstärkt. Daher 
wuchs bei den Alliierten die Überzeugung, die Polizei zudem als Organisation mili-
tärischen Zuschnitts anzusehen. Es war entsprechend der Faschismusanalyse der 
Alliierten daher zwingend notwendig, die Polizei in Deutschland zu zerschlagen und 
durch eine demokratisch organisierte Polizei zu ersetzen. Der Bruch in der Tradition 
der deutschen Polizei nach 1945 muß als eine direkte Folge der engen Verknüpfung 
von Polizei und NS-Staats gesehen werden oder, wie es Dillinger formuliert hat, als 
Folge deren Mißbrauchs. 1 6 
2.2. Vorüberlegungen der Alliierten zur Polizei 
Vor diesem Hintergrund mutet es erstaunlich an, daß von alliierter Seite nicht 
frühzeitig detaillierte Vorarbeiten zur Reorganisation der Polizei geleistet wurden.17 
Es bestand unter den vier Siegermächten lediglich die gemeinsame Überzeugung 
von der Notwendigkeit der Zerschlagung des Polizeisystems der NS-Zeit als Vor-
aussetzung für einen Neuaufbau Deutschlands. In diesem Sinne wurde auf der Kon-
ferenz von Jalta das Übereinkommen erzielt, die Polizei in verschiedene Kompe-
tenzbereiche aufzuspalten. Jene Aufgabengebiete, die in den Zuständigkeitsbereich 
der Verwaltungspolizei gefallen waren, sollten der Polizei entzogen werden und in 
die Verantwortlichkeit der Gemeinden, Städte und Kreise übergeleitet werden.18 Die 
Polizei sollte sich auf die für sie als charakteristisch erachteten Aufgaben beschrän-
ken wie „Schutz von Leib und Eigentum", „Aufrechterhaltung von Gesetz und Ord-
nung" und die „Verhütung und Aufdeckung von Verbrechen."19 Alle richterlichen 
Kompetenzen sollten ihr genommen werden. Die Polizei sollte eine „kommunale 
Angelegenheit" werden, was bedeutete, daß es „keine staatliche Aufsicht über die 
Polizei und keine staatliche Einflußnahme auf Organisation und Einsatz der Polizei" 
mehr geben sollte. Weder Kommunen noch der Staat sollten das Recht haben, 
Polizeiverbände zu größeren Einheiten zusammenzufassen. Zudem waren eine Ent-
militarisierung, Entnazifizierung und weitgehende Entwaffnung vorgesehen.20 
1 4 Vgl. Hans-Werner Hamacher, Polizei 1945. Ein neuer Anfang - Zeitzeugen erinnern sich, 
Hilden 21986, S.45. Die von Hamacher geäußerte Meinung, daß es die Überzeugung der 
Alliierten gewesen sei, daß „die zentrale Organisation der Polizei... das Naziregime erst ermög-
licht" habe, wird vom Verfasser nicht geteilt. Ein Quellenbeleg für dieses Urteil der Alliierten 
wurde nicht gefunden. 
1 5 Vgl. Ludwig Dierske, Polizeiliche Zuständigkeitsfragen zu Beginn der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 21/8 (1971), S. 20. 
1 6 Vgl. Fritz Dillinger, Das Bayerische Landeskriminalamt im Spiegel der Zeit 1946-1996, 
München 1996, S. 7. 
1 7 Grundlegend hierzu Werkentin, Restauration (wie Anm. 11), S. 14-16. 
1 8 Vgl. Eugen Raible, Geschichte der Polizei: Ihre Entwicklung in den alten Ländern Baden 
und Württemberg und in dem neuen Bundesland Baden-Württemberg unter besonderer Be-
rücksichtigung der kasernierten Polizei (Bereitschaftspolizei), Stuttgart 1963, S. 115; Steinborn 
- Schanzenbach, Hamburger Polizei (wie Anm. 8), S. 11. 
1 9 Dierske, Zuständigkeitsfragen (wie Anm. 15), S. 21. 
2 0 Ebd. 
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Da von alliierter Seite keine über diese Grundvorstellungen hinausgehenden ge-
meinsamen Konzeptionen entwickelt wurden, vollzog sich der Neuaufbau der Poli-
zei in Deutschland unterschiedlich nach den Maßgaben der jeweiligen Besatzungs-
zone.21 Für die vorliegende Arbeit war die amerikanische Besatzungszone und die 
hier getroffenen Regelungen ausschlaggebend.22 
2.3. Vorbereitungen der Amerikaner zur Reorganisation der Polizei25 
Die Vorstellungen der amerikanischen Besatzungsmacht bezüglich der Polizei in 
ihrer Zone müssen als Teil der Planungen zum Neuaufbau der Verwaltung gesehen 
werden. Unter Mitwirkung des britischen Außenministeriums wurde am 28. April 
1944 eine „Direktive für eine Militärregierung in Deutschland vor dessen Nieder-
lage oder Kapitulation (CCS 551)" erstellt.24 Von entscheidender Bedeutung für die 
Reorganisation der Polizei waren zwei Regelungen. Zum einen wurde das Prinzip 
der indirect rule beschlossen, die vorsah, daß die neuzuschaffende Zivilverwaltung 
von Deutschen gebildet werden sollte, die zuvor von der amerikanischen Militär-
regierung als zuverlässig befunden worden waren. Mit Hilfe dieser in Verwaltungs-
ämter eingesetzten Deutschen wollte die Militärregierung die Kontrolle über den 
aufzubauenden Verwaltungsapparat ausüben, ohne selbst Funktionen innerhalb der 
Administration auszuüben. Zum anderen wurde die Entscheidung getroffen, die 
politische Polizei und die Gerichte aufzulösen. 
Für die Reorganisation der Polizei in der amerikanischen Zone wurden im weite-
ren Verlauf zwei weitere Dokumente von besonderer Bedeutung, die beide bereits 
vor der eigentlichen Besetzung erstellt worden waren. Das Handbook for Military 
Government in Germany, prior Defeat or Surrender, das erstmals im August 1944 
in Umlauf gesetzt wurde, und das Technical Manual, in dem die im Handbuch for-
mulierten Prinzipien genauer ausgearbeitet waren, blieben in der amerikanischen 
Besatzungszone bis Januar 1946 gültig.2 5 Beide Dokumente wurden in Schulungs-
lehrgängen für zukünftige Offiziere der Militärregierung eingesetzt und nach der 
Besetzung an die örtlichen Militärregierungen verteilt. Aus beiden Schriftstücken 
lassen sich folgende Tendenzen ableiten: Da die Polizei im Sinne des NS-Regimes 
instrumentalisiert worden war, wurde es als zwingend notwendig erachtet, ihrer 
Reorganisation besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Dabei sollte die Polizei-
struktur an sich nicht völlig zerstört, 2 6 wohl aber nachhaltig verändert werden. Im 
Zuge einer personellen Säuberungsaktion sollten dementsprechend die Angehörigen 
der Gestapo und des SD in Haft genommen werden. Außerdem sollte die Polizei in 
ihrer Gesamtheit entwaffnet werden. Zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung sollte die Polizei aber auf der lokalen Ebene, nach der Entlassung von 
unbrauchbaren Elementen, intakt bleiben. 
2 1 Vgl. Werkentin, Restauration (wie Anm. 11), S. 16. 
2 2 Vgl. Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 810. Zu Unterschieden vgl. Dierske, Zustan-
digkeitsfragen (wie Anm. 15), S. 22. 
2 5 Auch zu diesem Punkt grundlegend: Werkentin, Restauration (wie Anm. 11), S. 17-22. 
2 4 Vgl. ebd., S. 17. 
2 5 Vgl. ebd., S. 18 f. Sowohl das Handbuch wie auch seine Ausfuhrungsbestimmungen wur-
den mehrfach überarbeitet. 
2 6 Vgl. ebd., S. 21. 
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2.4. Reorganisation der Polizei in Bayern 
Die ersten Schritte zur Neugestaltung des bayerischen Polizeiwesens vollzogen 
sich parallel zum Vormarsch der amerikanischen Truppen. Erste Zerfallserschei-
nungen der deutschen Gesellschaft waren bereits in den letzten beiden Kriegsjahren 
zu beobachten gewesen. Als symptomatisch kann eine steigende Kriminalitätsrate 
ausgemacht werden, die nach Kriegsende in einer Massenkriminalität gipfelte.27 
Konfrontiert mit diesem unerwartet hohen Ausmaß an Kriminalität, waren die ame-
rikanischen Besatzungstruppen zu sofortigem Handeln gezwungen, um ein „polizei-
liches Vakuum" zu verhindern.28 Die ersten polizeilichen Maßnahmen der amerika-
nischen Besatzungstruppen bestanden oftmals in der Entlassung und Verhaftung des 
örtlichen Polizeichefs sowie in der Neuberufung eines unbelasteten Fachmanns, der 
mit dem sofortigen Wiederaufbau der Polizei entsprechend der Vorstellungen der 
Besatzungsmacht betraut wurde. Sofern die Leiter der verschiedenen Polizeiabtei-
lungen noch vor Ort waren, wurden sie von den alliierten Streitkräften in Gewahr-
sam genommen.29 Die Internierung von festgenommenen Polizeibeamten wurde 
nicht nach genau festgelegten Bestimmungen durchgeführt, sondern hatte gelegent-
lich durchaus willkürlichen Charakter.50 Dies lag vor allem daran, daß die Militär-
regierung bestrebt war, möglichst viele SS-Angehörige und Gestapobeamte zu inhaf-
tieren und daher das Raster, nach dem die Verhaftungen vorgenommen wurden, 
anfangs recht engmaschig anlegte. Die eigentliche Polizeiarbeit wurde anfangs von 
der Militärpolizei geleistet, die sich jedoch bald der Hilfe bayerischer Hilfspolizisten 
bedienen mußte, da sie auf sich allein gestellt mit der hohen Kriminalitätsrate nicht 
fertig wurde.51 
2.4.1 Gesetzliche Bestimmungen für den Neuaufbau der Polizei 
Nachdem mit diesen provisorischen Maßnahmen ein völliger Zusammenbruch 
der Ordnung verhindert werden konnte, machte sich die amerikanische Militär-
regierung daran, die Institution Polizei nach ihren Vorstellungen in der gesamten 
Besatzungszone zu reformieren. Als Vorbild für das neu zu schaffende Polizeiwesen 
in Bayern diente das amerikanische Polizeisystem, das der Polizei eine von der 
Bundesregierung der Vereinigten Staaten weitgehend unabhängige Stellung ein-
räumt 3 2 und dessen Übertragung auf Deutschland in struktureller Hinsicht die Ge-
2 7 Vgl. Reinke, Polizei und Kriminalität (wie Anm. 7), S. 395. Dieses Phänomen ist kaum ins 
Bewußtsein der beteiligten Sicherheitsorgane gedrungen, die meist den Anstieg der Kriminalität 
erst nach Kriegsende wahrgenommen haben. Vgl. die Sicherheitsberichte für Regensburg, in 
denen stets der Anstieg der Kriminalität nach Ende des Zweiten Weltkriegs beklagt wird, in 
StadtAR, ZR III - 835, 836 und 850. Als Ursache hierfür dürfte der personelle Umbau der 
Spitze der Polizei anzusehen sein, da mit Ausnahme des Leiters der Kriminaluntersuchungs-
abteilung, Beamte, die in den letzten Kriegsjahren nicht im Polizeidienst standen, mit der hohen 
Deliktzahl konfrontiert waren. 
2 8 Volkmar Götz, Die Sorge für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, in: Kurt Jeserich 
u. a. (Hg.), Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. 5, Stuttgart 1987, S. 427. 
2 9 Vgl. für das Beispiel Passau Hamacher, Polizei 1945 (wie Anm. 14), S. 39. Allgemein 
Reinke, Polizei und Kriminalität (wie Anm. 7), S. 395. 
5 0 Vgl. Hamacher, Polizei 1945 (wie Anm. 14), S. 69. 
5 1 Vgl. Bayerns Polizei Nr. 2/96: Jubiläumsausgabe „50 Jahre Bayerische Polizei" (wie Anm. 
6), S. 28. 
3 2 Zum organisatorischen Aufbau der amerikanischen Polizei im Zeitraum vor 1945 und in 
den folgenden Jahren siehe Hans-Hugo Pioch, Das Polizeirecht, Tübingen 21952, S. 129 f. 
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währ dafür zu bieten schien, daß sich eine Vereinnahmung der Polizei, wie im NS-
Staat geschehen, nicht wiederholen könne. Die Voraussetzung für eine Organisation 
der Polizei nach amerikanischem Vorbild war durch die Kapitulation des Deutschen 
Reiches geschaffen worden. In der Erklärung vom 5. Juni 1945 verkündeten die 
Alliierten, daß sie „in Ausübung der obersten Regierungsgewalt in Deutschland ... 
diejenigen Maßnahmen treffen, die sie zum künftigen Frieden und zur künftigen 
Sicherheit für erforderlich halten, darunter auch die vollständige Abrüstung und 
Entmilitarisierung Deutschlands."33 Mit dem Zusammenbruch des Reiches war 
auch die Polizei, die während des Dritten Reiches den Ländern entzogen und zur 
Reichssache erklärt worden war, de jure aufgelöst worden.34 Nachdem die Alliierten 
die Aufteilung in vier Besatzungszonen vorgenommen hatten, wurde die Gewähr-
leistung der öffentlichen Sicherheit in der jeweiligen Zone von der dortigen Militär-
regierung übernommen. Damit war auch das Fundament für die spätere Ausein-
anderentwicklung der vier Polizeisysteme gelegt.35 
Die praktischen Maßnahmen, welche die amerikanische Militärregierung bezüg-
lich der Polizei zu ergreifen gedachte, fanden ihren ersten Niederschlag in der Ver-
lautbarung General Eisenhowers vom 28. Mai 1945, in der unter dem Titel „Neue 
Grundsätze im Polizeiwesen"36 folgende Regelungen getroffen wurden: 
„Im allgemeinen trägt die deutsche Ortspolizei die Verantwortung für die Auf-
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung. Sie untersteht der Kontrolle der Militär-
regierung. Die SS-Polizei und die Gestapo werden mit sofortiger Wirkung aufgelöst. 
Alle nationalsozialistischen Grundsätze und Methoden in der Ausübung der Polizei-
gewalt werden abgeschafft. Eine militärische Ausbildung der deutschen Polizei wird 
nicht geduldet. Die Polizei wird entwaffnet. Nur in besonderen Notfällen werden 
bestimmte Gruppen mit Kleinwaffen und streng beschränkter Munition ausgerüstet. 
Das Polizeiwesen wird dezentralisiert und nach regionalen und lokalen Gesichts-
punkten wieder aufgebaut, um sich mit denjenigen Strafgesetzen zu befassen, deren 
wirksame Durchführung nicht den deutschen Ortsbehörden allein überlassen wer-
den kann. Die dezentralisierten örtlichen Polizeikräfte unterstehen den von der 
Militärregierung bevollmächtigten Polizeichefs. Die Verantwortung für die örtliche 
Polizeiverwaltung trägt das deutsche Ziviloberhaupt jeder Stadt oder jeder Landrat. 
Die Kriminalpolizei in ihrer Eigenschaft als eine unabhängige Gattung der Staats-
polizei wird abgeschafft und den örtlichen Einheiten der allgemeinen Polizei ange-
gliedert. Die schwerbewaffneten Schutzpolizeiabteilungen werden aufgelöst. Jeder 
Bürger kann sich für den Polizeidienst anwerben lassen. Es gibt keine vorzugsweise 
Behandlung aufgrund vergangener Militär- oder Staatsdienste." 
Neben den bereits aus früheren Planungsstufen bekannten Regelungen wie der 
Auflösung der Gestapo und der militärisch organisierten Verbände im Rahmen der 
geplanten Entmilitarisierung der Polizei gab dieser Befehl erstmals konkrete Infor-
mationen zur Neugestaltung des Polizeiwesens. Die bereits als Grundsatz in Jalta 
formulierte Dezentralisierung der Polizei sollte ihren Schwerpunkt also auf der 
3 5 Zitiert bei Wolfgang Benz, Deutschland seit 1945. Entwicklungen in der Bundesrepublik 
und in der D D R - Chronik, Dokumente, Bilder, München 1990, S. 188. 
5 4 Vgl. Wolfgang Ullrich, Verbrechensbekämpfung. Geschichte, Organisation, Rechtspre-
chung, Neuwied 1961, S. 255. 
3 5 Vgl. Dierske, Zuständigkeitsfragen (wie Anm. 15), S. 21 f. 
3 6 Vgl. 50 (ahre bayerische Polizei (wie Anm. 6), S. 28; Hamacher, Polizei 1945 (wie 
Anm. 14), S. 87 f. 
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Ebene der Ortspolizei erfahren, um so auf dem Wege der Kommunalisierung die 
„militärische Komponente" aus der Polizei zu entfernen37 und einer staatlichen 
Einflußnahme vorzubeugen. Eine weitergehende Vernetzung wurde nur insofern ge-
stattet, als sie für die Aufklärung von Straftaten vonnöten war. An eine Einrichtung 
einer zentralen Polizeibehörde war zunächst nicht gedacht. Die Kontrolle der Poli-
zei war somit durch zwei Instanzen gewährleistet: Die lokale Polizei unterstand 
einem von der Militärregierung eingesetzten Polizeichef, der wiederum einem von 
der Militärregierung bevollmächtigten Stadtoberhaupt bzw. Landrat untergeordnet 
war. Zuständig für die Überwachung der Polizei vor Ort durch die amerikanische 
Militärregierung war der jeweilige Public Safety Offizier. 
In dieser frühen Phase der Neuorganisation des Polizeiwesens wurde noch eine 
„Demokratisierung der neuen Polizei" 5 8 versucht. Die Aufforderung an Bürger, die 
bisher nicht im Staatsdienst tätig gewesen waren, sich für den Polizeidienst zur 
Verfügung zu stellen, darf als Indiz dafür gewertet werden, daß die Militärregierung 
bestrebt war, die Polizei durch die Neubesetzung der im Zuge der Entnazifizierung 
frei werdenden Stellen mit einem neuen Geist zu erfüllen. Konkrete Reeducations-
Maßnahmen hierzu sind jedoch nicht unternommen worden. Die „Umerziehung" 
zur Demokratie innerhalb der Polizei war somit in deutsche Hände gelegt, die da-
für Sorge zu tragen hatten, daß Polizeianwärter ebenso wie im Dienst verbliebene 
Beamte ein neues Bild von der Polizeitätigkeit vermittelt erhielten. 
Die Entscheidung, eine weitgehende Entwaffnung der Polizei durchzuführen, in 
einer Zeit, in der als Folge des Krieges der Bewaffnungsgrad in der Bevölkerung als 
hoch anzusehen war, sollte sich in der Praxis als verheerend für die Polizeikräfte her-
ausstellen. Erst als sich die Erkenntnis durchgesetzt hatte, daß der Nachkriegs-
kriminalität von nur mit Holzknüppeln ausgerüsteten Polizisten nicht beizukommen 
war, hob der Alliierte Kontrollrat mit der Direktive Nr. 16 im November 1945 die 
Entwaffnung der Polizei auf. Der Kontrollrat verfügte: „Um die deutsche Polizei in 
die Lage zu versetzen, sich an der Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung tat-
kräftig beteiligen zu können, muß sie so bald wie möglich mit Waffen ausgestattet 
werden. Die Neubewaffnung wird unter folgenden Bedingungen erfolgen: 
a) mit Ausnahme der Gendarmerie und der Grenzpolizei, die mit Karabinern 
ausgestattet werden können, wird die Polizei keine gänzlich automatischen Waffen 
oder andere Waffen zugeteilt bekommen als Pistolen, Revolver und Knüppel. 
b) Die Wiederbewaffnung der Polizeibeamten darf erst nach der Durchführung 
der Entnazifizierung und der Entfernung aller der Militärregierung feindlich gesinn-
ten Elemente stattfinden."39 
Eine Weiterentwicklung erfuhren die Polizeivorschriften in Bayern im Juli 1945. 
durch einen Befehl des Chefs der Militärregierung der US-Zone, General Bradley.40 
Die Bestimmungen vom 7. Juli 1945, veröffentlicht unter dem Titel „Anweisungen 
5 7 Vgl. Alfred Dietel - Kurt Gintzel, Die Polizei. Ausdruck staatlicher Macht, in: Die deut-
sche Polizei - Ihre Geschichte, ihre Gewerkschaft, Daten, Fakten, Meinungen, Hilden 1980, 
S.66. 
3 8 50 Jahre bayerische Polizei (wie Anm. 6), S. 28. 
3 9 Zitiert bei Kosyra, Kriminalpolizei (wie Anm. 7), S. 23. 
4 0 Vgl. zum Folgenden: Walter Striefler, Die Organisation der Bayerischen Polizei - gestern, 
heute, morgen - , in: Bayern und seine Polizei, Wiesbaden 1978, Sonderausgabe 1/1978 der 
Zeitschrift Polizei - Technik - Verkehr, S. 28 f; Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 812. 
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betreffs der Verwaltung der Militärregierung in der US-Zone in Deutschland", ver-
anlaßten die formelle Auflösung aller sich mit der Polizei in Kooperation befinden-
den Organisationen. Hierzu zählten die Schutzpolizei auf Reichs- und Gemeinde-
ebene, die Kriminalpolizei ebenso wie die Verwaltungs-, Wasserschutz-, Feuer-
schutzpolizei und Gendarmerie.41 Mit der Zerschlagung dieser Organisationen gin-
gen im selben Dokument die Instruktionen für den sofortigen Neuaufbau bzw. Um-
bau der vorgenannten Institutionen einher. War die Dezentralisierung der Polizei 
bisher nur weitestgehend abstrakt angewiesen worden, so brachte der Befehl vom 
7. Juli 1945 nun eine klare Ausführungsanweisung. Als Wirkungsbereiche wurden 
die Militärregierungsbezirke festgelegt, wobei sich die Amerikaner mit dieser An-
weisung die Tatsache zunutze machten, daß sowohl während der NS-Herrschaft wie 
auch im Zweiten Weltkrieg die Gemeinden und Regierungsbezirke unangetastet 
geblieben waren.42 Jede Verwaltungsbehörde wurde verpflichtet, sofern sie einer 
Gemeinde mit mehr als 5000 Mitgliedern vorstand, eine eigenständige Gemeinde-
polizei zu unterhalten, die von einem zu bestellenden Polizeiverwalter geleitet wer-
den mußte. 4 3 Gemeinden mit weniger als 5000 Einwohnern war es freigestellt, 
ebenfalls eine Gemeindepolizei aufzustellen. Falls dies nicht geschah, wurde die 
Aufrechterhaltung der Sicherheit durch die Landpolizei gewährleistet. 
Eine Weiterentwicklung des Eisenhowerschen Befehls liegt auch dahingehend vor, 
als nun, wenn auch noch nicht im Detail, festgelegt wurde, nach welchen Kriterien 
die Entlassungen aus dem Dienst zu erfolgen hatten. Für Nazis und Militaristen 
sollte kein Platz mehr sein, zudem sollten innerhalb der Polizei „rassische", politische 
und religiöse Belange keine Auswirkungen auf die Personalpolitik mehr haben. Wie 
bereits auf der Konferenz von Jalta diskutiert, enthielt der Befehl vom 7. Juli 1945 
die Weisung, der Polizei sämtliche richterliche Befugnisse zu entziehen. Somit war 
es der Polizei untersagt, Rechtsvorschriften zu erlassen, Urteile jedweder Art zu 
sprechen oder Strafmaße zu fixieren. Der am gleichen Ort formulierte Gedanke, der 
Polizei sämtliche verwaltungspolizeilichen Kompetenzen zu entziehen, wurde nun 
gleichfalls realisiert, wobei lediglich die „innerdienstliche und die zur Wahrneh-
mung der vollzugspolizeilichen Aufgaben unerläßliche Verwaltungstätigkeit" noch 
von der Sicherheitsbehörde selbst wahrgenommen werden durfte. Die aus dem 
Polizeibetrieb ausgegliederten Verwaltungsbereiche wurden der allgemeinen Ver-
waltung übertragen. 4 4 Die Kompetenzen der Polizei waren somit auf den vollzugs-
polizeilichen Bereich begrenzt worden. 
4 1 Vgl. Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 812. 
4 2 Vgl. Striefler, Organisation (wie Anm. 40), S. 28. 
4 3 Vgl. ebd. Insgesamt wurden 150 Gemeindepolizeien aufgestellt, vgl. Tabelle 1. Der Auf-
lösungsprozeß der Gemeindepolizeien begann mit dem 1952 in Kraft getretenen Polizei-
organisationsgesetz. Dieses Gesetzeswerk sah vor, daß unter bestimmten Voraussetzungen der 
Freistaat Bayern Gemeindepolizeien auf deren Antrag übernehmen konnte. Es waren besonders 
kleine, kreisangehörige Gemeinden, die sich davon eine Verbesserung der allgemeinen Sicher-
heitslage versprachen, die von diesem Recht Gebrauch machten. Insgesamt wurden über die-
sen Verfahrensweg 97 der ehemals 150 Gemeindepolizeien übernommen. Bis zum Jahres-
wechsel 1971/72 reduzierte sich die Zahl weiter auf 33, da nach der Überarbeitung des Polizei-
organisationsgesetzes vom 25.7.1968, auch kreisfreie Gemeinden die Übernahme ihrer Polizei 
durch den Freistaat in Anspruch nehmen konnten. Die Übernahme der Gemeindepolizeien en-
dete im Jahr 1975, mit dem Übergang der Stadtpolizei München auf den bayerischen Staat. Vgl. 
hierzu Striefler, Organisation (wie Anm. 40), S. 30-38. 
4 4 Vgl. Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 812. 
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In der Direktive vom 7. Juli 1945 sind allerdings auch bereits die ersten über-
regionalen Organisationsformen angeregt.45 So wurde die Gründung der bayerischen 
Grenzpolizei und die Gründung eines Landeskriminalamtes befürwortet. 
Maßgebend für die Neugestaltung der Polizei, sowohl was ihren Aufbau wie auch 
ihre Kompetenzen anbelangt, wurde schließlich Titel IX der Vorschriften der Mil i -
tärregierung über die öffentliche Sicherheit, der bis zur Wiedererlangung der Poli-
zeihoheit durch die Länder gültig blieb. Diese Anweisungen wurden erstmals 
am 1. Februar 1946 erlassen und setzten die am 7. Juli 1945 veröffentlichten Be-
fehle außer Kraft.4 6 Titel IX stellte jedoch keinen Bruch mit den bisher ergan-
genen Instruktionen dar, sondern faßt diese zusammen bzw. erweitert diese. Seine 
endgültige Form, ausgenommen geringfügige Änderungen, fand der Befehl im Juli 
1948.47 
Keine inhaltlichen Neuerungen ergaben sich bezüglich der Abtrennung der ehe-
maligen Verwaltungspolizei von der neu aufzubauenden Vollzugspolizei. Es wird in 
Titel IX jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Zweige der allgemeinen 
Verwaltung, die jetzt mit diesen Kompetenzen ausgestattet waren, unter keinen 
Umständen den Wortbestandteil ,,-polizei" tragen durften (9-235).4 8 Berner weist in 
diesem Zusammenhang darauf hin, daß die Befugnisse der Verwaltungspolizei zwar 
von der Vollzugspolizei abgetrennt wurden und auf die Verwaltung übergingen, 
aber inhaltlich keineswegs eingeschränkt wurden, so daß diese Neustrukturierung 
lediglich „terminologische Bedeutung" hatte.49 Auch die Weisung zur Abschaffung 
der eigenständigen Kriminalpolizei und jedweder Art von Geheimpolizei blieb 
bestehen (9-234), ebenso wie das Verbot der richterlichen Tätigkeit. 5 0 Zwei Be-
reiche müssen jedoch als echte Neuerungen gelten. Zum einen erfuhr die deutsche 
Polizei eine positive Neudefinition ihres Wesens und ihrer Verantwortung (9-400): 
„Die deutschen Polizeistellen tragen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verant-
wortlichkeit für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung, für die Durch-
führung der deutschen Strafgesetze und Strafbestimmungen, für die Durchführung 
der Gesetzeserlasse und Befehle der Alliierten Kontrollbehörde und der Militär-
regierung und für die Erfüllung solcher anderen nicht mit diesen Bestimmungen in 
Widerspruch stehenden Polizeiaufgaben, die ihnen auf Grund deutscher Gesetz-
gebung übertragen sind."5 1 
4 5 Vgl. Reinhard Heydenreuter, Office of Military Government for Bavaria, in: Christoph 
Weisz (Hg.), OMGUS-Handbook. Die amerikanische Militärregierung in Deutschland 1945-
49 (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 35), München 1994, S. 216. 
4 6 Vgl. Götz, Öffentliche Sicherheit (wie Anm. 28), S. 427, Anm. 4. 
4 7 Zur Entwicklung dieser Anweisung siehe Pioch, Polizeirecht (wie Anm. 32), S. 127 und 
203-208. Siehe ebenso die Diskussion bei Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 812 f. 
4 8 Vgl. Pioch, Polizeirecht (wie Anm. 32), S. 205. 
4 9 Berner, Polizeibegriff (wie Anm. 13), S. 813. 
5 0 Der entsprechende Abschnitt 9-430 lautet: „Die deutsche Polizei darf keinerlei einschrän-
kende Aufsicht über die politische Tätigkeit der deutschen Bevölkerung ausüben. Die deutsche 
Polizei ist nicht befugt: 
a) ohne ordnungsgemäßes Verfahren der Militärregierung oder der deutschen Recht-
sprechung Personen ihres Lebens, ihrer Freiheit oder ihres Eigentums zu berauben; 
b) Verfügungen, Verordnungen oder andere Anordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen; 
c) Vergehen gegen Gesetze oder Verordnungen abzuurteilen, Strafen festzusetzen oder sonst-
wie in richterlicher Eigenschaft zu handeln." 
5 1 Vgl. Pioch, Polizeirecht (wie Anm. 32), S.206. 
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Die zweite Neuerung war die endgültige Ausformung der Dezentralisierung der 
Polizei in Bayern. In Titel 9-200 wurde noch einmal die Unabhängigkeit der indivi-
duellen Polizeistellen gegenüber anderen, über- oder untergeordneten Polizeibehör-
den oder sonstigen Behörden festgestellt. Eine Kontrollfunktion konnte nur von der 
zuständigen Verwaltungsbehörde ausgeübt werden, die einzelne Polizeidienststelle 
war nur ihr gegenüber verantwortlich. 
Ihren Abschluß fand die Polizeipolitik der amerikanischen Militärregierung in den 
Jahren 1949/50 durch die Rückführung der Polizei in die Zuständigkeit der Län-
der.52 Dies geschah durch die sogenannten Polizeibriefe, die von der Alliierten 
Hohen Kommission am 21. September 1949, am 3. Juni 1950 und am 14.November 
1950 herausgegeben wurden, in die die von der amerikanischen Besatzungsmacht 
geschaffenen Strukturen und Prinzipien Eingang gefunden haben.53 
2.4.2 Die Polizei nach 1945 im Alltag 
Wegen ihrer engen Kooperation mit dem Nationalsozialismus sah sich die Polizei 
nach Kriegsende mit einem schwerwiegenden „Imageproblem" und einem weit-
gehenden Vertrauensverlust in der Bevölkerung konfrontiert.54 Die enge Koopera-
tion sowie der Mißbrauch der Polizei durch die NS-Machthaber wirkten sich in 
zweierlei Weise hinderlich auf die Reorganisation derselben aus. Zum einen standen 
weite Teile der Bevölkerung der Polizei distanziert gegenüber und waren kaum zu 
einer Unterstützung der Polizeiarbeit bereit. Zum anderen stellten durch ihre natio-
nalsozialistische Vergangenheit belastete Beamte eine schwere Hypothek dar, zumal 
sie in der Öffentlichkeit angreifbar waren. 
Das neue Gesicht der Polizei wurde jedoch nicht ausschließlich von den Vor-
schriften der amerikanischen Besatzungsmacht geprägt, sondern auch von den Nach-
kriegsverhältnissen. Die Neuorganisation der Polizei und ihre Tätigkeit litt zunächst 
unter zwei für die Nachkriegszeit typischen Problemen, nämlich der Rechtsunsicher-
heit und dem Mangel an geeignetem Personal. 
Die Arbeit der Nachkriegspolizei wurde in hohem Maße durch die unübersicht-
liche Gesetzeslage der Zeit behindert,55 die dadurch zustande kam, daß die ameri-
kanische Besatzungsmacht es zunächst unterlassen hatte, die Befugnisse der Poli-
zei fest zu umreißen. Die von den amerikanischen Besatzungsoffizieren erlassenen 
Verbote zeigten den Polizeiangehörigen5 6 ihre Kompetenzgrenzen lediglich in nega-
5 2 Vgl. Harnischmacher - Semerak, Polizeigeschichte (wie Anm. 12), S. 116; Denninger, Er-
hard, Polizei in der freiheitlichen Demokratie, Frankfurt 1968, S. 7. 
5 3 Vgl. Harnischmacher - Semerak, Polizeigeschichte (wie Anm. 12), S. 116. 
5 4 Es ist bezeichnend, daß diese Tatsache vom bayerischen Staatsminister des Inneren, 
Günther Beckstein, betont wird: „Zum einen galt es, eine rechtsstaatliche Polizei aufzubauen, 
zum anderen war es von herausragender Bedeutung, das im Dritten Reich verlorengegangene 
Vertrauen der Bevölkerung in die Institution ,Polizei' wiederzugewinnen". Vgl. 50 Jahre baye-
rische Polizei (wie Anm. 6), S. 5 und Striefler, Organisation (wie Anm. 40), S. 28. 
5 5 Vgl. Striefler, Organisation (wie Anm. 40), S. 28. 
5 6 Sowohl in der Literatur wie auch in den Quellen wird der Begriff des Polizeibeamten syn-
onym mit Polizist verwendet, obwohl sich diese in Beamte und Angestellte aufteilen ließen. Für 
die Stadtpolizei kann gar diagnostiziert werden, daß ihre Angehörigen anfangs keiner von bei-
den Gruppen angehörten. Da es aufgrund der Quellenlage oft nicht möglich ist, eine Unter-
scheidung vorzunehmen, findet der Begriff des Polizeibeamten in dieser Arbeit eine analoge 
Verwendung. 
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tiver Art und Weise auf. Während die Organisation der Polizei rasch durch gesetz-
liche Bestimmungen definiert wurde, mußten sich die Beamten vor Ort damit zu-
rechtfinden, daß die juristische Grundlage ihrer Arbeit in Teilen nicht mehr gül-
tig oder abgeändert worden war, ohne daß sie davon in Kenntnis gesetzt worden 
waren.57 Die Rechtsunsicherheit wurde noch verstärkt durch die Tatsache, daß der 
Lehrbetrieb, durch den die Polizeianwärter auf den Dienst vorbereitet werden bzw. 
die älteren Kollegen umgeschult hätten werden müssen, nicht oder nur in geringem 
Umfang stattfand. Die unzureichende Ausbildung ist auf den für die Nachkriegszeit 
typischen Mangel an geeignetem Personal zurückzuführen. Dieser Personalmangel 
resultierte zu einem guten Teil aus der unmittelbar nach dem Krieg relativ rigoros 
durchgeführten Entnazifizierung.58 Dies führte dazu, daß oftmals unerfahrene und 
schlecht ausgebildete Neupolizisten den Streifendienst versehen mußten, denen 
keine erfahrenen Kollegen zur Seite standen, die den fehlenden Polizeiunterricht 
durch praktische Hinweise hätten ersetzen können. 5 9 
Auch bei der Neurekrutierung junger Polizisten ergaben sich Schwierigkeiten.60 
Der Krieg hatte an den Soldaten seine Spuren hinterlassen, viele Kriegsheimkehrer 
litten an Unterernährung, waren krank oder von Depressionen gezeichnet. Auch 
war die Aussicht, wieder in einer Uniform Dienst verrichten zu müssen, für viele 
junge Männer nicht mehr besonders attraktiv. Diejenigen, die sich zum Eintritt in 
den Polizeidienst entschlossen, taten dies oftmals in Ermangelung einer anderen 
Alternative, um ihre Existenz durch die teilweise für den Dienst zur Verfügung ge-
stellte Kleidung sowie durch die ausgegebenen Lebensmittelkarten notdürftig zu 
sichern. Die Attraktivität des Polizeidienstes litt auch unter der bestehenden Stellen-
struktur, die selbst bei herausragender Leistung ein berufliches Vorankommen kaum 
zuließ. So gehörten 1946 94,8% der Landpolizisten dem mittleren Dienst an, 
4,77% dem gehobenen und nur 0,43% verrichteten im höheren Dienst ihre 
Arbeit.6 1 Diese Situation wurde noch verschärft, als zuvor entlassene Beamte in ihre 
alten Stellungen zurückkehrten und auf diese Weise die Karrieremöglichkeiten der 
neueingestellten Polizeibeamten beeinträchtigten. Andererseits konnten aber auch 
den zurückkehrenden dienstälteren Kollegen erst nach dem Krieg eingestellte 
Polizeiangehörige vorangestellt werden. Auch die arbeitsrechtliche Situation des 
Polizeinachwuchses, insbesondere bei der Stadtpolizei, war alles andere als attrak-
tiv. Wurde nämlich im Dienst deutlich, daß der Anwärter den Anforderungen des 
Polizeidienstes nicht gewachsen war, so konnte er, soweit es sich um einen Stadt-
polizisten handelte, jederzeit fristlos gekündigt werden, da er weder als Beamter 
noch als Angestellter oder Arbeiter angestellt worden war.62 
5 7 Vgl. hierzu Harnischmacher - Semerak, Polizeigeschichte (wie Anm. 12), S. 139 f. 
5 8 Vgl. Striefler, Organisation (wie Anm. 40), S. 28. 
5 9 Die vom Leiter der Regensburger Sicherheitspolizei mehrfach erhobene Forderung, daß 
belastete Kollegen den Unterricht für neue Polizisten leiten sollten, muß somit als begründet 
gelten und sollte nicht als Versuch abgetan werden, befreundete Kollegen zurück in den Dienst 
zu holen. Wie eine soziologische Untersuchung aus den siebziger Jahren zeigt, ist nicht aus-
schließlich die an der Polizeischule erhaltene Ausbildung für das Verhalten der Polizisten im 
Dienst ausschlaggebend, sondern in signifikanter Weise auch das Verhalten der diensterfahre-
neren Kollegen, das während der Sozialisation im Polizeidienst nachgeahmt wird. Vgl. Johannes 
Feest - Erhard Blankenburg, Die Definitionsmacht der Polizei: Strategien der Strafverfolgung 
und soziale Sanktion, Düsseldorf 1972, S. 25-27. 
6 0 Vgl. zum Folgenden Hamacher, Polizei 1945 (wie Anm. 14), S. 125 ff. 
6 1 Zahlenmaterial aus: 50 Jahre bayerische Polizei (wie Anm. 6), S. 30. 
6 2 Vgl. Hamacher, Polizei 1945 (wie Anm. 14), S. 94. 
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Trotz all dieser Hindernisse in der unmittelbaren Nachkriegsphase nahm die Ent-
wicklung der Polizei aber dennoch einen weitgehend zufriedenstellenden Verlauf. 
Im Jahre 1946 waren für Bayern bereits wieder rund 8350 Planstellen für Polizei-
beamte vorgesehen, bis zum Jahre 1951 erhöhte sich diese Zahl um etwa 4800 auf 
13 145.63 Als zufriedenstellend muß diese Entwicklung insofern bezeichnet werden, 
als die 8350 Planstellen des Jahres 1946, wie ein Vergleich mit der bei Werkentin64 
abgedruckten Tabelle zeigt, offenbar besetzt werden konnten. 
Tabelle 1: Polizeistärke, Aufgliederung und Bewaffnung in Bayern 
Stand: 1.12.1946 
Bayern 
Komm.pol. Landpolizei Grenzpol. Zoll Insg. 
Stärke 7200 6025 1758 976 15959 
Gemeinde-
polizeien 150 
Anteil ehem. 
Wehrm. Ang. (%) 35 Berufssold. 82 91 96 62,6 
23 
Anteil ehem. 
Pol.beamter 19 
Bewaffnung 
Karabiner 24 5456 2598 8078 
Pistolen 6218 1021 300 7539 
Während die Zahl der Gemeindepolizisten im Vergleich zum Jahre 19496 5 relativ 
konstant bleibt - es liegt nur eine geringfügige Steigerung von 7200 auf 7887 Mann 
vor - expandierte vor allem die Landpolizei deutlich von 6025 auf 9 368. Die Grenz-
polizei wurde dagegen lediglich von 1758 auf 2036 Mann aufgestockt. Diese Sta-
tistiken belegen, daß es der Polizei mit den Jahren trotz der anfänglichen Hinder-
nisse gelang, eine ausreichende Zahl an geeigneten Bewerbern zu finden, um die 
neugeschaffenen Planstellen aufzufüllen. Der Personalmangel, der die unmittelbare 
Nachkriegszeit kennzeichnete, konnte bis zum Ende des in dieser Arbeit behandel-
ten Berichtszeitraums weitgehend behoben werden. 
Daß die personelle Aufstockung der Polizei vonnöten war, belegt ein Vergleich der 
Personalstärke der Polizei mit der Kriminalitätsentwicklung. Im Jahre 1946 wurden 
in Bayern 318366 Straftaten verübt, ein Wert der im folgenden Jahr auf 362405 
anstieg. Dieser Höchstwert sollte erst 1970 wieder übertroffen werden. Im Jahre 
1950 hatte sich die Zahl der Straftaten auf 299371 eingependelt.66 Dieser Ver-
brechensfülle standen 1946 insgesamt 15959 Polizisten gegenüber, im Jahre 1949 
waren es 19291. 
6 4 Werkentin, Restauration (wie Anm. 11), S. 38. 
6 5 Vgl. ebd., S. 46. • j i • 
6 6 Vgl. 50 Jahre bayerische Polizei (wie Anm. 6), S. 15. Für die Zwischenjahre sind keine 
genauen Werte angegeben. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01754-0153-8
Tabelle 2: Personalstärke, Aufgliederung und Ausrüstung, Stand: 30. Juni 1949 
B a y e r n 
Komm.pol. Landpolizei Grenzpol. Insgesamt 
Bevölkerung 
(in 1000) 
Polizeidichte* 
Personalstärke 
davon 
Verwaltung 
Pistolen 
Karabiner 
Wagen 
Motorräder 
Entlassung 
wg. NS-Verg. 
9029 
1:476 
7887 
632 
9368 
293 
2036 
38 
(für den Zeitraum 1. Juli 1948 • 
2 
30. Juni 1949) 
19291 
963 
8864 
11721 
1 132 
2300 
; ohne Grenzpolizei 
3.1. Erste Maßnahmen der amerikanischen Besatzungsmacht 
Zunächst soll ein kurzer Blick auf die Situation der Regensburger Polizei in der 
späten Weimarer Republik und während der Nazi-Herrschaft geworfen werden. 
Während der Weimarer Republik gab es in Regensburg zwei Polizei verbände, die 
stationierte und in einer Kaserne zusammengelegte Landespolizei sowie die kom-
munale Regensburger Stadtpolizei. Die Landespolizei, die nicht der Stadt unter-
stand, sondern eine Staatsbehörde war, wurde 1934/35 als fester Bestandteil der 
Wehrmacht ins Rheinland verlegt.67 Die kommunale Polizei Regensburgs erfuhr im 
Jahre 1929 eine tiefgehende organisatorische Veränderung. Da in den Augen der 
bayerischen Staatsregierung die öffentliche Sicherheit nicht mehr gewährleistet 
schien, wurden, um ein einheitliches Kommando über die Polizeiverbände herzu-
stellen, die kommunalen Polizeien zusammengefaßt und verstaatlicht. Nach Dol-
hofer68 brachte dieser Umbruch jedoch für die Regensburger Beamten keine größe-
ren Veränderungen mit sich, da die Organisationsstruktur der Regensburger Polizei-
direktion unangetastet blieb und auch am Personalkörper keine Änderungen vorge-
nommen wurden. Auch äußerlich blieben die ehemaligen Stadtpolizisten erkennbar, 
da ihnen weiterhin das Recht zustand, ihre blauen Uniformen zu tragen.69 Bei der 
6 7 Vgl. Helmut Halter, Stadt unterm Hakenkreuz. Kommunalpolitik in Regensburg während 
der NS-Zeit, (Regensburger Studien und Quellen zur Kulturgeschichte, Bd. 1), Regensburg 
1994, S. 222. 
6 8 Vgl. Josef Dolhofer, Zur geschichtlichen Entwicklung der Regensburger Polizei, in: Regens-
burger Almanach, Regensburg 1974, S. 100. 
6 9 Zur Verstaatlichung der Polizei siehe auch StadtAR, ZR II - 19.569, 1094a und ZR II -
19.558, 1093b. Der letztgenannte Akt enthält unter anderem eine Namenliste der übernommen 
Beamten. Das von Hilmer, Verwaltung (wie Anm. 10), S. 36, Anm. 8 noch eingesehene Manu-
skript Stadtpolizei, erstellt von Josef Dolhofer, war bei Abschluß dieser Arbeit nicht auffindbar. 
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Verwaltung der Stadt Regensburg verblieben nach der Loslösung der Stadtpolizei 
lediglich eingeschränkte ortspolizeiliche Kompetenzen. Die Kriminalpolizei, die 
Ordnungspolizei und die politische Polizei 7 0 wurden dagegen von staatlicher Seite 
geleitet.71 
Während der NS-Zeit wurde die Organisationsform der Polizei in Regensburg in 
mehrfacher Hinsicht verändert. Als auffälligste Neuerung muß die sogenannte „Ver-
reichlichung" gelten, mit der die Zuständigkeit für die Regensburger Polizei am 
17. Juni 1937 vom bayerischen Staat auf das Reich überging, wodurch die Polizei 
Reichsbehörde und die Polizeiangehörigen Reichsbeamte wurden. An der Struktur 
der Behörde selbst wurden jedoch keine Veränderungen vorgenommen, die Auf-
spaltung in Schutz- und Kriminalpolizei blieb aufrechterhalten. Als Oberbegriff für 
beide Abteilungen wurde der Terminus Sicherheitspolizei gewählt.7 2 In Regensburg 
wurde auch eine Abteilung der Gestapo untergebracht, deren Zuständigkeitsbereich 
jedoch über die Stadt hinaus reichte.73 Bemerkenswert ist, daß die Regensburger 
Polizei während der NS-Zeit eine erhebliche Aufstockung des Personalbestandes er-
fuhr. Waren 1933 über 170 Personen bei der Polizei beschäftigt, waren 1936 bereits 
200 Personen angestellt, und für das Jahr 1937 beantragte der Polizeidirektor Popp 
eine Erhöhung um weitere 86 Stellen.74 Eine letzte strukturelle Veränderung der 
Polizei erfolgte im März 1945 mit der Auflösung der Kriminal- und Staatspolizei-
stelle Regensburg. Die Regensburger Polizisten waren nun für den Kommandeur 
der Sicherheitspolizei in Regensburg tätig, die getrennten Abteilungen der Krimi-
nalpolizei und der Schutzpolizei wurden miteinander verschmolzen.75 
Wie der Polizeieinsatz zur Auflösung der Menschenansammlung zeigt, die sich 
zusammengefunden hatte, um eine kampflose Übergabe der Stadt Regensburg zu 
erreichen, war die Polizei bis kurz vor Einmarsch der Amerikaner als Machtfaktor 
präsent 7 6. Als die amerikanischen Truppen aber am 27. April 1945 ohne Kampf-
handlungen die Stadt nahmen77 und das Polizeigebäude am Minoritenweg erreich-
7 0 Eine ausschnitthafte Beschreibung der Tätigkeit der politischen Polizei ist in StadtAR, ZR 
III 756/1 erhalten. Dort sind zwei Beschwerdebriefe von Mitgliedern dieser Abteilung abgelegt, 
die sich dagegen verwahren, nach 1945 wieder in ihrer alten Tätigkeit eingesetzt zu werden. 
7 1 Vgl. Halter, Hakenkreuz (wie Anm. 67), S. 222 f. 
7 2 Vgl. Dolhofer, Regensburger Polizei (wie Anm. 68), S. 100-102. 
7 3 Vgl. Halter, Hakenkreuz (wie Anm. 67), S. 222. Es gibt zur Gestapo in Regensburg keine 
publizierte Untersuchung. Dolhofer streift sie nur, ebenso Halter. Dies dürfte unter anderem 
darauf zurückzuführen sein, daß die Gestapo kurz vor Kriegsende ihre Akten in Regensburg 
zum Teil vernichtet hat, vgl. Kick, Widerstand (wie Anm. 9), S. 57. Kicks Buch ist die beste 
Quelle für diesen Bereich. Einen geringen Einblick in die Arbeit der Gestapo vermitteln auch 
die Prozeßakten zur Aufklärung des Mordes an Pater Maier, vgl. StadtAR, ZR III - 5397. Auch 
zum SD, dem Sicherheitsdienst der SS, haben sich in Regensburg kaum verwertbare Infor-
mationen erhalten. Vgl. Halter, Hakenkreuz (wie Anm. 67), S. 121 f. 
7 4 Zahlen nach Halter, Hakenkreuz (wie Anm. 67), S. 222. 
7 5 Vgl. Dolhofer, Regensburger Polizei (wie Anm. 68), S. 102. 
7 6 Vgl. Kick, Widerstand (wie Anm. 9), S. 319-386, Dieter Albrecht, Die letzten sechzig 
Jahre (1918-78), in: Andreas Kraus - Wolfgang Pfeiffer (Hg.), Regensburg. Geschichte in Bild-
dokumenten, München 21986, S. 151. 
7 7 Zu den letzten Kriegstagen in Regensburg und der Einnahme siehe Peter Schmoller, 
Luftangriff. Regensburg und die Messerschmittwerke im Fadenkreuz 1939-1945, Regensburg 
1995, S. 224 f. und Robert Bürger, Regensburg in den letzten Kriegstagen des Jahres 1945, in: 
V H V O 123 (1983) S. 379-394 sowie Heydenreuter, Military Government (wie Anm. 45), 
S. 146. 
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ten, hatten sämtliche Polizeibeamte ihre Büros verlassen, so daß die Soldaten vor 
einem leeren Gebäude standen.78 Polizeidirektor Popp,7 9 der lange auch die Gestapo 
befehligt hatte, sowie der Chef der Kriminalpolizei, Dr. Teichmann, versuchten, die 
Stadt zu verlassen, wurden aber auf der Flucht festgenommen80 und in Internie-
rungslager verbracht. 
Die Frage, ob nach dem Einmarsch der amerikanischen Truppen die Regens-
burger Polizei aufgelöst wurde, kann nicht definitiv beantwortet werden, da sich 
in den eingesehenen Quellen des Stadtarchivs diesbezüglich keine Nachrichten 
finden. Ein schriftlicher Befehl zur Auflösung der Polizei ist jedenfalls nicht 
vorhanden. Sollte eine Auflösung angeordnet worden sein, so war sie aller 
Wahrscheinlichkeit nach allenfalls formeller Natur und ohne Auswirkung, denn 
die Rapporte vom 1. und 2. Mai 1945 belegen die Existenz einer städtischen Poli-
zei, die bereits vier Tage nach dem Einmarsch der Amerikaner wieder bei der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit mitzuwirken hatte. In Einklang da-
mit steht auch die Direktive vom 10. Mai 1945: „Criminal and ordinary police will 
be purged of Nazi personnel and utilized under the control and supervision of 
the military government."81 Vorgesehen war also eine Zerschlagung von Reichs-
polizei und Gestapo, die lokale Polizei aber sollte als Instrument der indirect rule 
weiterarbeiten. 
Auch wenn die Polizei nicht aufgelöst wurde und die Polizeigewalt nach der Über-
nahme der Stadt auf die amerikanische Besatzungsmacht überging, so daß sich 
nominell kein institutionelles Sicherheitsvakuum ergab, so stellte sich dennoch für 
eine gewisse Zeit ein Zustand ein, der von Zügen der Rechtsunsicherheit und 
Rechtlosigkeit bestimmt war. Die Amerikaner konnten nicht verhindern, daß noch 
am Tag des Einmarsches, etwa um die Mittagszeit, Plünderungen im Bahnhofs-
bereich begannen,82 die sich in den darauffolgenden Tagen auf angrenzende Stadt-
teile ausweiteten. Betroffen hiervon waren unter anderem die Lebensmittellager, 
der Schlachtviehhof, die Bierbrauereien und die Kohlelagerplätze.8 3 Auch größere 
Gaststätten, das Milchwerk und die Lager der Lebensmittelgroßhändler wurden 
wiederholt geplündert. Die vorhandene städtische Polizei, die offenbar entwaffnet 
worden war, sah sich nicht in der Lage, diese Plünderungen zu unterbinden, so daß 
der Bürgermeister bei der Militärregierung um Schutz nachsuchen mußte, da die 
städtische Polizei „erfahrungsgemäß die Ausschreitungen nicht verhindern" könn-
te.84 Das Ende der Plünderungswelle kann etwa mit Ende Mai datiert werden,85 was 
sicherlich damit zu tun haben dürfte, daß die städtische Polizei wieder bewaffnet 
7 8 Vgl. Dolhofer, Regensburger Polizei (wie Anm. 68), S. 102. 
7 9 Zu Popp siehe Kick, Widerstand (wie Anm. 9), S. 49 und 179 sowie Halter, Hakenkreuz 
(wie Anm. 67), S. 222 f. 
8 0 Vgl. Hilmer, Verwaltung (wie Anm. 10), S. 36. 
8 1 Directive to the Commander-in-Chief of the United States Forces of Occupation Regarding 
the Military Government of Germany, in: Documents on Germany 1944-1985, Washington 
41985, S. 22. 
8 2 Vgl. Schmoller, Luftangriff (wie Anm. 77), S.225, der davon ausgeht, daß die Plünde-
rungen bis zum 3. Mai 1945 anhielten, dafür aber keinen Beleg anführt. 
8 3 Vgl. Rapport an die Militärregierung vom 1. Mai 1945, StadtAR, ZR III - 772. 
8 4 Vgl. Rapport vom 2. Mai. Ebd. 
8 5 Vgl. Schreiben der Militärregierung an die Stadt vom 28. Mai 1945, StadtAR, ZR III -
742, in dem festgestellt wird, daß die Plünderungen weitgehend vorüber seien. 
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wurde. Am 26. Mai 1945 wurden jedenfalls 200 Gewehre für die deutschen Sicher-
heitskräfte bestellt.86 Gleichwohl fanden auch weiterhin einzelne Plünderungen 
statt, wie aus den Halbmonatsberichten hervorgeht.87 
5.2. Personelle Neubesetzung der Spitzen der Regensburger Polizei 
3.2.1. Der erste Polizeidirektor Dr. Alfons Heiß 
Die Reorganisation der Regensburger Polizei war von personellen Veränderungen 
in den Spitzenpositionen gekennzeichnet. Während in die unteren Ränge nach einer 
gewissen Zeit wieder zahlreiche durch ihre Nähe zum NS-System belastete Beamte 
zurückkehren durften, fand an der Spitze der Organisation ein nachhaltiger Wech-
sel statt. Es war eine der ersten Amtshandlungen der Public Safety Offiziere in 
Regensburg, die ranghöchsten Mitglieder der örtlichen Polizei in Gewahrsam zu 
nehmen. Obwohl in den Akten der Stadt Regensburg keine genauen Angaben zum 
Zeitpunkt der Festnahmen erhalten sind, so lassen sich aus den Ernennungsdaten 
der Nachfolger doch Schlüsse auf die Entfernung ihrer Vorgänger aus den Ämtern 
und die vermutlich gleichzeitig oder kurz zuvor erfolgte Festnahme ziehen. Aus 
einer Aufstellung der Stadtverwaltung vom 15. September 19458 8 ergibt sich fol-
gendes Bild: 
Position 
Tabelle 3: Verhaftete Führungskräfte der Polizei 
NSDAP Notes 
Police: Popp (Pol. Dir.) 
Administration Police: 
Lautenschlager 
(Polizeirat) 
Criminal Police: 
Dr. Teichmann 
(Kriminalrat)89 
Protection Police: 
Meyer-Spelbrink 
(Oberstleutnant) 
1.5.1935 
1.5.1935 
1.5.1933 
SS-Obersturmführer 
in ditension 
removed since 6.8.45 
SS-Hauptsturmführer 
in ditension 
removed since 7.6.45 
8 6 Vgl. Schreiben der Militärregierung an die Stadt vom 28. Mai 1945, StadtAR, ZR III -
742. 
8 7 Vgl. erster Halbmonatsbericht der Kriminalpolizei an den Oberbürgermeister vom 15. Juli 
1945, in dem explizit festgestellt wird, daß die Aufklärung von Plünderungen und Diebstählen 
gegenwärtig das Hauptbetätigungsfeld der Polizei sei, die Fälle selbst jedoch bereits länger 
zurücklägen. StadtAR, ZR III - 850. 
8 8 Survey of the administration of the town of Regensburg and its workers and economic 
enterprises, vom 15. September 1945, unterzeichnet von Oberbürgermeister Titze, StadtAR, 
ZR III - 286. 
8 9 Dr. Teichmann ist später wieder in den Polizeidienst zurückgekehrt, wie sein Dankes-
schreiben an Oberbürgermeister Schlichtinger vom 12. Dezember 1961 belegt, in dem er seine 
Freude darüber zum Ausdruck bringt, daß er jetzt wieder dieselbe Stellung innehabe, wie vor 
20 Jahren. StadtAR, ZR III - 24. 
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Eine der ersten höheren Stellen innerhalb der Regensburger Polizei, die von den 
Public Safety Offizieren, deren Aufgabe in der Überwachung des Aufbaus der 
Polizei bestand,90 neu besetzt wurde, war die des Polizeidirektors. Hierfür wurde der 
Regensburger Rechtsanwalt Dr. Alfons Heiß ausgewählt. 9 1 Die genauen Umstände 
der Ernennung von Heiß konnten nicht geklärt werden. Fest steht, daß er aufgrund 
seiner Biographie als politisch Verfolgter gelten muß. 9 2 Heiß selbst war wegen des 
Abhörens von ausländischen Sendern zu einer Gefängnisstrafe von 1,5 Jahren ver-
urteilt worden, aus der er erst am 24. März 1945 entlassen worden war. Aufgrund 
seiner politischen Einstellung wie auch seiner Ehe mit einer Jüdin, die in Auschwitz 
ums Leben kam, war über ihn bereits 1943 ein Berufsverbot als Anwalt verhängt 
worden. Alexander Biddle, einer der in Regensburg tätigen Public Safety Offiziere, 
hat die Kontaktaufnahme mit Heiß folgendermaßen dargestellt: „Am oder um den 
30. April 1945 herum wurde Heiß dem PSO durch den Chef der Kriminalpolizei 
[wohl Kainz] vorgestellt mit der Anregung, daß er gut befähigt sei für eine aus-
übende [executive] Stellung im Polizeidepartment. Es wurde empfohlen, daß er ein 
Mitglied der Kripo werden und da arbeiten sollte bis zu der Zeit, in der die Polizei-
abteilung durchsiebt und der Neuaufbau bewirkt sein könnte." 9 3 Im selben Schrei-
ben ist jedoch auch vermerkt, daß er bisher noch zu keinerlei Stellung im Polizei-
dienst ernannt worden sei. Die offizielle Berufung als Polizeidirektor erfolgte am 
4. Mai 1945.94 Im Bericht von Crawford, der die Regensburger Stadtpolizei während 
des Zeitraums vom 29. Juli bis 9. August 1948 inspizierte, heißt es hierzu, Heiß sei 
auf Empfehlung des damaligen Oberbürgermeisters Titze 9 5 und nach Genehmigung 
durch die Militärregierung in dieses Amt eingesetzt worden.96 Dieser Darstellung 
widerspricht jedoch der Rapport des Oberbürgermeisters vom 11. Mai 1945, in dem 
sich dieser beschwert, daß Heiß ohne sein Wissen zum Polizeidirektor ernannt wor-
den sei und ihm hierüber keine schriftliche Verständigung zugegangen sei.9 7 Eine 
weitere Version der Ernennung von Heiß zum Polizeidirektor findet sich bei Hil-
mer.98 Danach wurde Heiß als Polizeidirektor von Karl Esser, dem späteren Heraus-
geber der Mittelbayerischen Zeitung, vorgeschlagen. Diese Entscheidung wurde 
vom SPD-Mitglied Esser später bereut, da er damit dem zukünftigen CSU-Ober-
bürgermeister zu seinem ersten Amt in der Kommunalverwaltung verholfen hatte. 
Die Ernennung von Heiß zum Polizeidirektor verdeutlicht die Auswahlkriterien 
der Militärregierung bei der Neubesetzung von Schlüsselpositionen. Mit Heiß 
wurde ein Jurist in den Polizeidienst übernommen, der sich selbst jedoch eher als 
Verwaltungsbeamter sah. Die Stelle wurde nicht mit einem ehemaligen Polizisten 
9 0 Vgl. Heydenreuter, Military Government (wie Anm. 45), S. 215-18. 
9 1 Auch die Personalakte von Heiß war gegenwärtig unauffindbar. Diese wurde von Hilmer 
noch eingesehen, vgl. Verwaltung (wie Anm. 10), S. 43, Anm. 39. 
9 2 Vgl. zum folgenden Kick, Widerstand (wie Anm. 9), S. 199-212. 
9 3 Schreiben der Militärregierung, Detachment F1D3 an Bürgermeister Herrmann, undatiert. 
StadtAR, ZR III-741. 
9 4 Vgl. Dolhofer, Regensburger Polizei (wie Anm. 68), S. 102. 
9 5 Vgl. Albrecht, Sechzig Jahre (wie Anm. 76), S. 175, dort Auflistung der Oberbürger-
meister. 
9 6 Bericht von Field Inspector Crawford vom 24.8.1948, Staatsarchiv Amberg, O M G B Y 
(Ordner L II 19/1), 15/63 - 2/2. Bestände des Staatsarchivs werden im folgenden unter 
O M G B Y aufgeführt. 
9 7 Vgl. StadtAR, ZR III - 772. 
9 8 Vgl. Hilmer, Verwaltung (wie Anm. 10), S. 37 f. 
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besetzt." Welche Beweggründe hierfür letztendlich ausschlaggebend waren, muß 
Spekulation bleiben. In Betracht zu ziehen sind seine Vergangenheit als politisch 
Verfolgter, Sympathie von seiten der Besatzungsoffiziere, aber auch die Tatsache, 
daß er eben kein Polizeibeamter war (vgl. hierzu auch 3.3.). 
Der weitere Werdegang führte Heiß über die Polizei in den politischen Bereich 
hinein. 1 0 0 Zusätzlich zu seiner Stellung als Polizeidirektor fungierte er von März 
1946 bis 22. Juli 1946 als Ersatzoberbürgermeister. Am 22. Juli wurde er in seiner 
Stellung als Oberbürgermeister durch Wahl bestätigt. Er hatte diese Position bis 
zum Juli 1948 inne. Bemerkenswert ist, daß während seiner Tätigkeit als Ober-
bürgermeister kein neuer Polizeidirektor bestellt wurde, er also beide Ämter in 
Personalunion innehatte und damit gegen den Geist von Titel IX der Vorschriften 
der Militärregierung über die öffentliche Sicherheit verstieß, der die Trennung von 
Polizei und Politik vorschrieb. Um die Situation zu entschärfen, betraute er Kainz, 
den Chef der Kriminalpolizei, mit der Stellvertretung als Polizeidirektor. Nach der 
Niederlage an der Wahlurne im Jahr 1948 leitete Heiß die Polizei wieder persönlich, 
beginnend mit dem 1. Juli 1948.101 
Heiß' Tätigkeit als Polizeidirektor läßt sich aus den vorliegenden Quellen nur in 
groben Zügen darstellen. Im Jahre 1951 unternahm er eine Bildungsreise an das 
Michigan State College, um dort zusammen mit anderen Polizeichefs das amerika-
nische Polizeisystem besser kennenzulernen, nach dessen Vorbild das deutsche in 
der amerikanischen Zone aufgebaut war.102 Was die von den amerikanischen Be-
satzungsoffizieren vorgegebenen Grundsätze der Polizeiarbeit anbelangt, so ging 
Heiß damit keineswegs immer konform. So versuchte er als Polizeidirektor zumin-
dest in einem Fall, den politischen Charakter der Polizei wiederherzustellen. Dies 
brachte ihn in Konflikt mit Titel IX-233, in dem festgelegt war, daß keine polizei-
lichen Aktivitäten durchgeführt werden durften, die zum Ziel hatten, die politische 
Tätigkeit der deutschen Bevölkerung zu beaufsichtigen oder zu kontrollieren.103 In 
einem Schreiben vom 22. Juli 1949 forderte Heiß, daß politische Veranstaltungen im 
gegenwärtig stattfindenden Wahlkampf von Polizeibeamten observiert werden soll-
ten, um feststellen zu können, ob es dort zu Angriffen auf die Stadtverwaltung oder 
die Staatsregierung komme. Die Problematik eines solchen Vorhabens war ihm sehr 
wohl bewußt, da er anmerkte, daß eine politische Überwachungstätigkeit an sich 
ausscheide, da sie gesetzes- und verfassungswidrig sei.1 0 4 Als problematisch aus 
Sicht der amerikanischen Militärregierung muß auch seine Einstellung bezüglich 
Titel IX-200 gelten. Die Dezentralisierung, die eines der Fundamente der Reorga-
nisation der Polizei war, wurde von Heiß offen abgelehnt. Er brachte dies im Ge-
spräch mit einem der Field Inspectors der Besatzungsmacht unverblümt zum Aus-
druck. „He [= Heiß] told the undersigned that it was his personal belief that decen-
9 9 Einen ähnlichen Befund diagnostiziert Bessel, Richard, Police of a ,New Type', in: German 
History 10 (1992) S. 295, für die Sowjetzone. „The result was a thoroughgoing recasting of the 
police, with both leading officers and recruits who were quite new to the police profession". 
1 0 0 Vgl. zum Folgenden den Bericht von Crawford vom 24. August 1948, O M G B Y (Ordner 
L II 19/1), 15/63-2/2. 
1 0 1 Vgl. Schreiben von Oberbürgermeister Zitzler an die Verwaltung vom 13. September 
1948, StadtAR, PAp - pol-242. 
1 0 2 Siehe hierzu den Bericht in StadtAR, ZR III - 27. 
1 0 3 Vgl. Titel IX-233, abgedruckt in Pioch, Polizeirecht (wie Anm. 32), S.205. 
1 0 4 Vgl. Schreiben in StadtAR, ZR III - 756. 
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tralization was not the answer to good German police Performance and that he per-
sonally advocated a State centralized police force similar to what Bavaria had from 
1932 to 1933." 1 0 5 Mit dieser Einschätzung befand sich Heiß freilich in Über-
einstimmung mit der Mehrheit der örtlichen bayerischen Polizeichefs, wie ein Be-
richt, der von Mitgliedern der British Security Agencies im Jahre 1948 erstellt 
wurde, verdeutlicht.106 Die befragten Leiter der örtlichen Polizeien waren der Über-
zeugung, daß die materiellen Schwierigkeiten, denen sich die Nachkriegspolizei aus-
gesetzt sah, besser überwunden werden könnten, wenn die Stadt- und Gemeinde-
polizeien wieder direkt dem bayerischen Staat unterstellt würden. Als weiteres 
Argument für eine Zusammenfassung der Polizeien wurde angeführt, daß im Falle 
von Unruhen lediglich die United States Constabulary den Stadtpolizeien zur Hilfe 
eilen könnte, da keine Armee zur Verfügung stünde. Das von den britischen Frage-
stellern angeführte Gegenargument, daß sich die lokalen Polizeidienststellen gegen-
seitig zur Hilfe kommen sollten, wurde abgelehnt, da die Polizeichefs keine ge-
meinsame Interessenlage der einzelnen lokalen Polizeien als gegeben ansahen und 
Hilfeleistungen daher bezweifelten. Auch die ebenfalls befragten Stadtoffiziellen 
brachten zum Ausdruck, daß eine staatlich geführte Polizei von Vorteil wäre. Sie 
waren der Ansicht, daß Polizeiangelegenheiten grundsätzlich keine Belange einer 
Stadt seien und vom Staat geregelt werden sollten. Diese Ansicht wurde dahinge-
hend interpretiert, daß sich die Städte gerne von der finanziellen Last, die der Über-
gang der Polizei auf die jeweilige Stadt mit sich brachte, befreit sähen. Die Autoren 
des Berichts gelangten zu dem Schluß, daß das neue, dezentralisierte Polizeisystem 
wieder in ein staatliches umgewandelt werde, sobald die Polizeihoheit zurück in 
deutsche Hände gelange. 
3.2.2. Der Leiter der Regensburger Kriminalpolizei: Josef Kainz 
Auch die Umstände der Ernennung von Josef Kainz zum Chef der Kriminalpolizei 
lassen sich nicht exakt ermitteln. Kainz scheint von Beginn der Besetzung an ein 
gutes Verhältnis zu den Besatzungsoffizieren aufgebaut und sogar eine gewisse 
Respektsposition erworben zu haben. Wenn man davon ausgeht, daß mit dem Chef 
der Kriminalpolizei im Schreiben Biddles Kainz gemeint ist - was als sicher gelten 
kann - dann geht hieraus hervor, daß Kainz bereits drei Tage nach der Einnahme 
der Stadt eine exponierte Stellung innerhalb der Polizei innehatte und auf die 
Militäroffiziere einen solchen Eindruck gemacht hatte, daß sie von ihm Vorschläge 
zur Besetzung vakanter Stellen entgegennahmen. Kainz wurde offiziell am 4. Mai 
1945 mit dem Titel Kriminalrat zum Leiter der Kriminalpolizei Regensburg er-
nannt.107 Kainz selbst beschrieb die Gründe seiner Beförderung folgendermaßen: 
Nach dem Einmarsch der Amerikaner habe er sich freiwillig mit einigen Ange-
stellten der Kriminalpolizei bei Oberst Aldrege gemeldet. Unter seiner Federführung 
seien dann die Festnahmen von belasteten Polizei- und Gestapobeamten erfolgt. 
1 0 5 Bericht von Field Inspector Crawford vom 24. August 1948, O M G B Y (Ordner L II 19/1), 
15/63-2/2. 
1 0 6 Vgl. zum Folgenden den Public Safety Bericht aus dem Jahre 1948, der von britischen 
Sicherheitsspezialisten anhand einer Befragung von Leitern der Stadtpolizeien und der Land-
polizei in Bayern erstellt wurde, in: O M G B Y (Ordner L II 19/1), 15/61 - 1/18. 
1 0 7 Vgl. entsprechende Notiz vom 4. Mai 1945. StadtAR, ZR III - 757. Ernennungsurkunde 
vom 15. Mai 1945 StadtAR, PAp - pol-242. 
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Wegen dieser Tätigkeit und ihrer straffen Durchführung sei er zum Leiter der Kripo 
bestellt worden.1 0 8 Kainz selbst hat diese Darstellung später jedoch widerrufen, mit 
der Begründung, er habe sich in ein günstigeres Licht im anhängigen Spruchkam-
merverfahren rücken wollen. 1 0 9 In der Personalakte von Kainz finden sich Äuße-
rungen, in denen Kainz bestreitet, eine Gestapoliste erstellt zu haben, vielmehr habe 
er eine Liste der Regensburger Kripobeamten vorgelegt. Er sei keineswegs der-
jenige, der für die Entnazifizierung und die Entlassungen nach 1945 verantwortlich 
gewesen sei. 1 1 0 Als sicher kann aber gelten, daß Kainz mit der „Pflicht betraut wor-
den ist, nach Gestapo/SSAMitgliedern zu fahnden und sie festnehmen zu lassen."111 
Ebenso klar ist, daß seine Diensterfüllung in den ersten Tagen nachhaltigen Ein-
druck auf die amerikanischen Public Safety Offiziere gemacht hat. Sein tatsäch-
liches Engagement bei den Festnahmen läßt sich allerdings aus den Akten nicht 
mehr nachvollziehen. Wie überzeugend Kainz sich darzustellen vermocht hat, läßt 
sich aus der Tatsache folgern, daß er aus einer Position im Mittelbau der Polizei 
zum Chef der Kriminalpolizei befördert wurde, obgleich auch den Public Safety Offi-
zieren bewußt gewesen sein muß, daß er hierfür zumindest formal nicht voll quali-
fiziert war. Dies verdeutlicht die bereits bei Heiß zu beobachtende Tendenz, daß 
nicht spezifische Fachkenntnisse bei der Berufung ausschlaggebend waren. Gleich-
falls für die Überzeugungskraft Kainzs spricht, daß er als politisch Belasteter, Partei-
eintritt 1. Mai 1935,1 1 2 die anfängliche Uberprüfung der Amerikaner überstand. Bei 
einer erneuten Überprüfung seiner Person durch die amerikanische Militärregierung 
in der zweiten Jahreshälfte 1945, wurde Kainz jedoch wegen seiner Parteimitglied-
schaft von 1935 bis 1945 aus seinem Amt entfernt.113 Mit Wirkung vom 15. Septem-
ber mußte er seinen Posten räumen. Am 24. desselben Monats wandte sich dann 
Heiß an die Militärregierung, um eine Wiedereinstellung von Kainz zu erwirken.114 
Er argumentierte, daß Kainz aufgrund seiner 34-jährigen Dienstzeit fachlich für 
solch eine Tätigkeit befähigt und gegenwärtig unersetzbar sei. Der schnelle Wieder-
aufbau der Kriminalpolizei sei ihm zu verdanken, auch habe Kainz das volle Ver-
trauen von Colonel Aldrege besessen. Er sei der Partei auf Druck seiner Dienst-
behörde beigetreten, habe nie ein Parteiamt innegehabt und sei seiner Gesinnung 
nach der Partei immer feindlich geblieben, was er seinen Bekannten gegenüber auch 
nie verhehlt habe. Aus diesem Grunde seien keine weiteren Beförderungen erfolgt. 
Erste Anzeichen für eine Rücknahme der Amtsenthebung von Kainz finden sich 
in einem Schreiben vom 12.Oktober 1945. Der Public Safety Officer Meyers ent-
schied, daß es Kainz, der offiziell weiter entlassen blieb, inoffiziell gestattet werde, 
seine Arbeit zeitweise weiter zu verrichten. Seine Arbeit sei in hohem Maße tech-
nisch und da ein Nachfolger nicht sofort ernannt werden könne, solle er vorerst im 
Amt verbleiben, um seine Nachfolger „zu orientieren und zu unterrichten."115 Nach 
1 0 8 Vgl. hierzu den in StadtAR, ZR III - 3497 zitierten Brief Kainzs an die Spruchkammer. 
1 0 9 Vgl. ebd. 
1 1 0 Vgl. StadtAR, PAp - pol-242. 
1 1 1 Ebd., Schreiben von Oberst-Leutnant Aldrege für Kainz, undatiert. 
1 1 2 Vgl. Schreiben von Heiß für Kainz. StadtAR, ZR III - 286. 
1 1 3 Vgl. Aufhebung dieser Verfügung vom 9. Mai 1946 durch Heiß, genehmigt von dem 
Public Safety Offizier Doyle. StadtAR, PAp - pol-242. 
1 1 4 Vgl. hierzu den Brief an die Militärregierung vom 24. September 1945 in StadtAR, ZR III 
-286. 
1 1 5 Vgl. StadtAR, PAp - pol-242. 
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einer Überprüfung von NS-Akten, der Befragung von Offiziellen und Mitarbeitern 
sowie einer Untersuchung durch den CIC kam Doyle zu dem Schluß, daß Kainz, nur 
um seine Arbeitsstelle zu behalten, Parteimitglied geworden war, aber nicht als 
Aktivist anzusehen sei. 1 , 6 Er übe eine wichtige Funktion aus und sei gegenwärtig 
unersetzbar. Er habe mit der Militärregierung gut kooperiert und wurde daher vom 
CIC empfohlen. Der CIC in Regensburg sei der Meinung, daß Kainz in Wirklichkeit 
der Sache der Nazis feindlich gegenübergestanden habe. Die Entlassung wurde mit 
Wirkung vom l . M a i 1946 schlußendlich wieder aufgehoben, Kainz als Kriminalrat 
bestätigt und erneut mit der Leitung der Regensburger Kriminalpolizei betraut.117 
Mit Josef Kainz wurde nach dem Krieg ein Beamter aus dem Mittelbau zum Leiter 
der Kriminalpolizei berufen, da er nach Kriegsende bei der Reorganisation der 
Regensburger Polizei wichtige Aufbauarbeit geleistet hatte. Er schien als einer der 
wenigen belasteten Kriminalbeamten politisch tragbar zu sein und trieb den Wieder-
aufbau der Polizei konsequent voran. Er blieb jedoch zeit seiner Karriere eine 
umstrittene Figur, wie die Problematik seiner Entnazifizierung, die Anschuldigun-
gen ehemaliger Polizeibeamter gegen ihn 1 1 8 und auch die Prozesse vor seiner frei-
willigen Versetzung in den Ruhestand belegen.119 
3.2.3. Der Leiter der Sicherheitspolizei Regensburg: Josef Bauer 
Auch die Schutzpolizei erhielt mit Johann Bauer einen neuer Leiter. Die Band-
breite, aus welcher die amerikanischen Public Safety Offiziere Kandidaten zur 
Neubesetzung von Ämtern auswählten, wird am Beispiel Bauer besonders deut-
lich. Mit Johann Bauer wurde ein ehemaliger Polizeibeamter zum Chef der Sicher-
heitspolizei berufen, der 1933 dafür Sorge getragen hatte, daß er dienstunfähig ge-
schrieben wurde, um weiteren Konflikten mit nazistischen Elementen innerhalb der 
Polizei aus dem Weg zu gehen. Bauer, geboren am 19. Januar 1879, war im Alter von 
54 Jahren aus dem Polizeidienst ausgeschieden, da er, wie ihm im bezirksärztlichen 
Zeugnis bescheinigt wurde, an einer Herzerweiterung und einer geringfügigen Herz-
muskelschwäche litt und es als sicher gelten könne, daß er die Dienstfähigkeit nicht 
wieder erlangen werde.120 Gut zwei Wochen nach diesem Gutachten wurde Bauer 
dann am 1. September 1933 vom Staatsministerium des Inneren in den Ruhestand 
versetzt.121 Bauers Konflikt mit nationalsozialistischen Polizisten rührte einerseits 
von seiner ablehnenden Haltung gegenüber der „Freiheitsbewegung" her, aber noch 
viel stärker von seiner Angewohnheit, diese Ablehnung deutlich und oft in bar-
schem Ton kundzutun.1 2 2 Sicher ist, daß auch der Kreisleiter der NSDAP Bauer 
mit dem Argument, er sei Hindenburgwähler, als politischen Gegner einstufte. Er 
1 1 6 Vgl. O M G B Y (Ordner L II 19/1), 9/67 - 1/30. 
1 1 7 Vgl. Aufhebung der Entlassung vom 9. Mai 1946 durch Heiß, genehmigt von dem Public 
Safety Offizier Doyle. StadtAR, PAp - pol-242. 
1 1 8 Vgl. die Akten zum Prozeß Kliegel gegen die Stadt Regensburg. StadtAR, ZR III - 3497-
3501. 
1 1 9 Vgl. StadtAR, PAp - pol-242. 
1 2 0 Vgl. StadtAR, PAp - pol-26. 
1 2 1 Vgl. ebd. 
1 2 2 Mehrere der Aussagen Bauers sind unter Angabe des Denunzianten in seiner Personalakte 
aufgelistet. „Diejenigen Beamten, die Hitler gewählt haben, gehören bei den Haxen aufgehängt 
und am Montag, wenn Hindenburg wieder gewählt ist, gehören diese Beamten alle hinaus-
geworfen." StadtAR, PAp - pol-26. 
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sprach sich dafür aus, den Fall mit der Versetzung Bauers in den Ruhestand als erle-
digt anzusehen und keine weiteren Maßnahmen einzuleiten.123 
Zwölf Jahre später, im Alter von 66 Jahren, meldete sich Bauer dann freiwillig 
zurück, um wieder bei der Polizei Dienst zu tun. Dieses Gesuch erreichte Polizei-
direktor Heiß am 16. Mai 1945.124 Einen Monat später teilte der Polizeidirektor mit, 
daß Bauers Gesuch entsprochen werde und er in die Besoldungsgruppe A5b auf-
genommen werde, so als ob sein Dienst bei der Schutzpolizei nie unterbrochen wor-
den wäre. 1 2 5 Mit Wirkung vom 1. Juli 1945 übernahm Bauer die Leitung des Re-
viers 1 in seiner alten Stellung als Revier-Oberleutnant der Schutzpolizei.126 Gegen 
Bauers Wiederverwendung hatten auch die Public Safety Offiziere nichts einzuwen-
den.1 2 7 Da sämtliche Offiziere auf Weisung der Amerikaner aus der Schutzpolizei 
entlassen worden waren, wurde Bauer als einzig verbliebener Revier-Oberleutnant 
zusätzlich zu seiner Funktion als Leiter des Reviers 1 auch mit der Leitung der 
gesamten Schutzpolizei betraut.128 Im Jahr vor Bauers endgültigem Rückzug in den 
Ruhestand 1948, erfuhr er noch eine Beförderung zum Sicherheitspolizei-Ober-
inspektor. Im Alter von 69 verließ Bauer endgültig den Polizeidienst. 
Anhand der Besetzung der oberen Polizeiposten läßt sich ein Netzwerk von be-
ruflichem Vorwissen, engagiertem Einsatz, persönlicher Sympathie von Seiten der 
Amerikaner, aber auch die Bedeutung von persönlichen Beziehungen feststellen. Es 
zeigt sich auch, zumindest für den Bereich Regensburg, daß sich oft pauschal for-
mulierte Urteile über die Polizei nach 1945 nicht halten lassen. Was die Spitze der 
Polizei angeht, so muß die Behauptung des unter Köhler schreibenden Autoren-
kollektivs zurückgewiesen werden, die US-Militärregierung habe die örtliche faschi-
stische Polizei bis August/September 1945 unangetastet gelassen.129 Auch von einer 
„Renazifizierung" der Spitze der Polizei kann im Falle Regensburgs keine Rede sein. 
5.5. Nichtabtrennung der Verwaltungspolizei 
Das relativ entgegenkommende Verhalten der amerikanischen Militärregierung 
gegenüber Polizeidirektor Heiß läßt sich noch für einen weiteren Bereich diagnosti-
zieren, den der Verwaltungspolizei.130 Nach den Bestimmungen der Militärregierung 
1 2 5 Vgl. Schreiben des Kreisleiters der NSDAP vom 12. August 1933. StadtAR, PAp-pol-26. 
1 2 4 Vgl. ebd. 
125 Vgl. Schreiben von Polizeidirektor Heiß an Bauer vom 19. Juni 1945. StadtAR, PAp -
pol-26. 
1 2 6 Vgl. Schreiben des Oberbürgermeisters Titze vom 30. Juni 1945. StadtAR, PAp - pol-26. 
1 2 7 „The fragebogen of Bauer Johann has been screened by Special Branch. This man ist [sie!] 
politically accaptable [sie!]", gez. Theodore Meyer; Abschrift vom 18. März 1946. StadtAR, 
PAp - pol-26. 
1 2 8 So begründete Heiß seinen Beförderungsvorschlag für Bauer vom Revier-Oberleutnant 
zum Polizeioberinspektor am H.Februar 1946. StadtAR, PAp-pol-26. 
1 2 9 Vgl. Autorenkollektiv unter Leitung von P. Köhler, Polizei in der BRD. Polizei der Mono-
pole - Entstehung, Aufgaben und Struktur des Polizeiapparats der BRD, seine Rolle im 
Herrschaftsmechanismus des staatsmonopolistischen Kapitalismus und das Zusammenwirken 
mit den Geheimdiensten bei der Unterdrückung der demokratischen Kräfte, Ost-Berlin 1972, 
S. 19. 
1 3 0 Die Verwaltungspolizei an sich ist kein Gegenstand dieser Arbeit, da diese vom neuen, 
von den Amerikanern geprägten Polizeibegriff ausgeht, nach dem die Polizeiarbeit auf den voll-
zugspolizeilichen Bereich beschränkt war. 
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sollte diese Abteilung aus dem Kompetenzbereich der Polizei ausgegliedert werden. 
In der Praxis wurde diese strikte Trennung jedoch nicht durchgeführt. Einige 
Kompetenzen der Verwaltungspolizei verblieben bei der Vollzugspolizei, sofern sie 
„als geeignete Teilgebiete der Polizeitätigkeit festgestellt" worden waren.131 Hierzu 
zählten unter anderem die Polizeiaufsicht über Gaststätten, Theater, Lichtspiel-
häuser und über gewisse Bereiche des Fischerei- und Jagdwesens. Nicht mehr in den 
Zuständigkeitsbereich der Polizei sollten fallen: das Bau-, Feld- und Forstwesen, 
sämtliche gesundheitspolizeiliche Kompetenzen, die Märkte, das Gewerbewesen 
und die Kontrolle der Gewerbe, weiterhin das Paß- und Meldewesen, die Erstellung 
von polizeilichen Führungszeugnissen und gewisse verkehrspolizeiliche Maßnah-
men wie etwa die Zulassung und die Bestandsaufnahme der Kraftfahrzeuge.132 In 
Regensburg kam es jedoch erst im Frühjahr 1947 zu einer völligen Trennung dieser 
Kompetenzbereiche. In der Geschäftsverteilung, wie sie zum Jahresende 1945 Be-
stand hatte, fungierte die Verwaltungspolizei - diesen Namen wollte die amerikani-
sche Militärregierung nicht mehr verwendet wissen - als Geschäftsabteilung 52 und 
war dem Dezernat V (Polizeidezernat) unterstellt.153 
Tabelle 4: Dezernat V der Stadtverwaltung Regensburg (Ende 1945) 
Dezernat V 
50 Kriminalpolizei 
50 I-V Ressorts nach Deliktgruppen 
50 V Erkennungsdienst 
50 VI Fahndungsdienst 
50 VII Sittenpolizei 
50 VIII Politische Angelegenheiten 
50 IX Nachrichtendienst 
51 Schutzpolizei (Polizeireviere) 
52 Verwaltungspolizei: Personalstelle, Paß- und Einwohnermeldeamt, 
Gewerbewesen, Strafsachen, Fundamt, Verkehrsamt 
Die Abtrennung verwaltungspolizeilicher Kompetenzen von der Polizei ist in 
Regensburg, wie die obige Übersicht belegt, nur zum Teil entsprechend den An-
weisungen der Besatzungsmacht durchgeführt worden. Mehrere der beanstandeten 
Zuständigkeitsbereiche wurden ausgegliedert. So wurde die Baupolizei Dezernat VI 
zugeordnet, die Gesundheitspolizei und die Marktinspektion Dezernat III. Als un-
beanstandeter Verstoß gegen das Besatzungsrecht muß jedoch gewertet werden, 
daß das Paß- und Meldewesen sowie das Gewerbewesen bei der Polizei verblieben 
sind. 
Im Wochenbericht Nr. 1 vom Frühjahr 1946, der auch an die amerikanischen 
Public Safety Offiziere gesandt wurde, findet sich folgende Darstellung: „Diese 
Polizeidirektion setzt sich aus drei großen Abteilungen zusammen, nämlich der 
Kriminalpolizei, der Schutzpolizei und der Verwaltungspolizei."134 Dies belegt, daß 
1 3 1 Pioch, Polizeirecht (wie Anm. 32), S. 131. 
1 3 2 Vgl. ebd., S.132. 
1 3 3 Vgl. Hilmer, Verwaltung (wie Anm. 10), S. 51. Dort auch die Angaben für die folgende 
Tabelle. 
1 3 4 Vgl. Wochenbericht Nr. 1 vom 28. Januar 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01754-0164-0
es sich bei der Nichtausgliederung der Verwaltungspolizei keinesfalls um eine 
Tatsache handelte, die vor den Amerikanern verborgen gehalten werden sollte. Zu 
einer Neuverteilung der Geschäftsbereiche kam es erst im Februar 1947. Nach den 
Angaben der Stadt war diese Reorganisation jetzt möglich, da Dezernat IV mit 
Dr. Tschurtschenthaler besetzt worden war.135 Begründet wurde dieser Schritt damit, 
daß die Verwaltungspolizei als reine Verwaltungsangelegenheit in dieses Aufgaben-
gebiet fallen würde. Somit wurden die Bereiche des Paßwesens und das Einwohner-
meldeamt sowie die für das Fundamt, die Strafsachen und das Gewerbe zustän-
digen Beamten Dezernat IV unterstellt. 
Daß die amerikanische Militärregierung für Bayern auf die begriffliche Trennung 
von ehemaliger Verwaltungspolizei und der Vollzugspolizei Wert legte, zeigt ein 
Schreiben vom Staatsministerium des Inneren, das sich in den Akten der Stadt 
befindet. Hierin wird noch einmal festgestellt, daß die Behörden, die früher als 
Verwaltungspolizei fungierten, nun als Aufsichts- oder Überwachungsbehörde be-
zeichnet werden sollten.136 Die Public Safety Offiziere in Regensburg verfuhren in 
dieser Angelegenheit jedoch weniger strikt, sie setzten weder die neue Terminologie 
durch, noch pochten sie auf einer sofortigen Ausgliederung der Verwaltungspolizei 
aus Dezernat V. 
4. B e l a s t u n g der S t a d t f i n a n z e n d u r c h die S t a d t p o l i z e i 
Nach der Zerschlagung der staatlichen Polizei in Bayern war es Aufgabe der Stadt 
Regensburg, eine eigene Stadtpolizei aufzustellen, wobei man die überkommenen 
Organisationsstrukturen nach Schutzpolizei und Kriminalpolizei, die jedoch für 
kurze Zeit vollständig aufgelöst wurde,137 zum Vorbild nahm. Dabei galt es eine 
Reihe von Problemen zu bewältigen. Zum einen mußten für die entlassenen Be-
amten Ersatzkräfte gefunden und ausgebildet werden. Zum anderen mußten die 
Personalkosten für 350 Beamte und die Kosten für die Neuanschaffung und 
Instandhaltung von Polizeiausrüstung von der Stadt übernommen werden, da sie 
nach der neuen Rechtslage nicht mehr von staatlicher Seite getragen wurden. Die 
sich daraus ergebende Belastung für den städtischen Haushalt war beträchtlich, 
wie sich einem Bericht der Regensburger Stadtverwaltung bezüglich der Personal-
entwicklung der städtischen Polizei in den Jahren 1945 bis 1949 entnehmen läßt: 
„1945/46 setzte die Besatzungsmacht die Zahl der notwendigen uniformierten 
Polizisten auf 350 Mann fest. Diese mußten von der Stadt gestellt werden. Als sich 
die Verhältnisse 1948/49 normalisierten und die Entnazifizierung im großen und 
ganzen abgeschlossen war, mußten auch die bisher entlassenen Beamten nach 
1 3 5 Vgl. Schreiben vom 7. Februar 1947. StadtAR, ZR III - 752. 
1 3 6 Vgl. Schreiben des Staatsministers Dr. Ankermüller vom 22. Juli 1948. StadtAR, ZR III -
27. 
1 3 7 Diese Maßnahme läßt sich wohl aus der Sonderentwicklung erklären, welche die Kri-
minalpolizei im Dritten Reich durchgemacht hatte. Es lag analog zur Gestapo in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich, selbständig zu ermitteln, verschärfte Vernehmungen durchzuführen und 
Schutz- und Vorbeugehaft anzuordnen, ohne daß Betroffene Rechtsmittel dagegen einlegen 
konnten. Vgl. Bernd-A. Rusinek, Unsicherheit durch die Organe der Sicherheit: Gestapo, 
Kriminalpolizei und Hilfspolizei im »Dritten Reich', in: Herbert Reinke (Hg.), „... nur für die 
Sicherheit da ...?". Zur Geschichte der Polizei im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt am Main 
1993, S. 125. 
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Gesetz 131 wieder eingestellt werden, ohne daß aber die von der Besatzungsmacht 
geforderten Polizeibeamten entlassen werden konnten. Diese hatten überwiegend 
ihre beamtenrechtliche Stellung nach dem bayerischen Beamtengesetz erworben. 
Entlassungen wären ein Verstoß gegen die Fürsorgepflicht der Stadt."138 
4.1. Entlassungen von Polizeibeamten durch die Amerikaner 
„Es ist unsere unbeugsame Absicht, den deutschen Militarismus und Nazismus zu 
zerstören und sicherzustellen, daß Deutschland nie wieder in der Lage sein wird, 
den Weltfrieden zu stören. Wir sind entschlossen, ... alle nazistischen und militäri-
schen Einflüsse aus öffentlichen Ämtern ... zu entfernen."139 Sollte Deutschland 
daran gehindert werden, noch einmal Kriegswirren zu verursachen, so mußte nicht 
nur das deutsche Militär ausgeschaltet werden, sondern es mußte sich auch im 
Inneren Deutschlands ein grundlegender Wandel vollziehen. Um die Voraussetzun-
gen für eine Demokratisierung der deutschen Gesellschaft zu schaffen, war es unter 
anderem vonnöten, eine politische Säuberung des öffentlichen Lebens durchzufüh-
ren, d.h. aktive Nationalsozialisten mußten aus ihren Ämtern entfernt werden. 
Diese von allen vier Alliierten geteilte Meinung fand ihren stärksten Niederschlag 
in der amerikanischen Zone, in der die Entnazifizierung konsequent betrieben 
wurde.1 4 0 Dabei richtete sich das besondere Augenmerk auf den Bereich der Exe-
kutive und hier wiederum auf die Polizei. 1 4 1 
Als erste Schritte zur Entnazifizierung der Polizei in Regensburg müssen die 
Internierung der leitenden Polizeiführer und die Neubesetzung ihrer Posten durch 
politisch zuverlässige Ersatzkräfte gelten. Nach Ansicht der amerikanischen Be-
satzungsmacht war es jedoch mit dieser ersten Säuberung 1 4 2 nicht getan, vielmehr 
sollte der gesamte Polizeikörper von belasteten Mitgliedern gereinigt werden. 
Grundlegend für das weitere Vorgehen der Amerikaner in ihrer Zone wurde die 
Besatzungsdirektive Joint Chiefs of Staff (JCS) Nr. 1067 vom April 1945, die fest-
schrieb, daß nicht nur Schlüsselstellen des öffentlichen Lebens von National-
sozialisten gereinigt werden sollten, sondern jeder, der mehr als nominelles Mitglied 
der NSDAP oder ihrer Untergruppierungen gewesen war, aus seiner Stellung im 
öffentlichen Dienst entfernt werden sollte.1 4 3 Um eine Säuberung des öffentlichen 
1 3 8 Undatierter und nicht unterzeichneter Bericht. StadtAR, ZR III - 144. 
1 3 9 Kommunique der Konferenz von Jalta. Abgedruckt in: Die Konferenzen von Malta und 
Jalta. Dokumente vom 17. Juli 1944 bis 3. Juni 1945, Deutsche Ausgabe, Düsseldorf o. J., 
Originalausgabe 1955, S. 897. 
1 4 0 Vgl. Clemens Vollnhals, Entnazifizierung. Politische Säuberung unter alliierter Herrschaft, 
in: Erich Volkmann (Hg.), Ende des Dritten Reiches - Ende des Zweiten Weltkriegs. Eine per-
spektivische Rückschau, München 1995, S. 372; Kleßmann, Staatsgründung (wie Anm. 4), 
S. 86. 
1 4 1 Vgl. Clemens Vollnhals, Entnazifizierung. Politische Säuberung und Rehabilitierung in 
den vier Besatzungszonen 1945-1949, München 1991, S. 8. 
1 4 2 Insgesamt wurden im Zuge der ersten Säuberungswelle 1945 in der US-Zone 117.512 
Personen verhaftet. Vgl. Kleßmann, Staatsgründung (wie Anm. 4), S. 87. 
1 4 3 Vgl. hierzu Ansgar Diller, Abrechnung und Sühne. Nürnberg und die Entnazifizierung, in: 
Jürgen Weber (Hg.), Auf dem Wege zur Republik 1945-1947, München 31985, S. 57; Volln-
hals, Politische Säuberung (wie Anm. 140), S. 373 und Ernst Deuerlein - Wolf Dieter Gruner, 
Die politische Entwicklung Bayerns 1945-1972, in: Max Spindler (Hg.), Handbuch der bayeri-
schen Geschichte, Band IV, 1, München 1977, S. 587. Die Ausführungsbestimmungen zu JCS 
1067 ergingen in der UFSET-Direktive vom 7. Juli 1945. 
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Dienstes unter eigener Regie durchführen zu können, aber auch, um einen abrupten 
Zusammenbruch der Verwaltung zu vermeiden, erließen die Public Safety Offiziere 
den Befehl, daß zunächst sämtliche Beamte auf ihrem Posten zu verbleiben hat-
ten.1 4 4 Die Situation der Regensburger Polizei stellte sich nach der Machtübernahme 
der Amerikaner in Regensburg folgendermaßen dar:1 4 5 
Tabelle 5: Entwicklung der Polizeistärke vom April bis zum September 1945 
Pol i ce 
present at not yet actually dismissed remaining precent. 
day of back from on duty from office between 
arrival military III a n d IV 
Service 
Officials 
male 241 / 241 118 123 49% 
female 2 / 2 1 1 50% 
Employ. 
male 21 / 21 6 15 29% 
female 43 / 43 1 42 2% 
total 307 / 307 126 181 41% 
Die Regensburger Polizisten waren, vermutlich relativ vollständig,1 4 6 vor Ort ver-
blieben und somit der Anweisung der Besatzungsoffiziere gefolgt. Mit Sicherheit 
läßt sich dies jedoch nicht verifizieren, da es bereits 1947 dem Stadtrat nicht mehr 
möglich war, den genauen Personalstand der ehemals staatlichen Polizeidirektion 
Regensburg bei der Besetzung Regensburgs 1945 zu rekonstruieren.147 
Bereits in den ersten Wochen nach ihrer Ankunft in Regensburg begannen die 
amerikanischen Public Safety Offiziere damit, neben den Spitzen der Polizei auch 
untergeordnete Beamte zu verhaften. So wurden im Zeitraum vom 7. bis zum 
12. Mai 1945 elf Polizeibeamte festgenommen, wobei jedoch zwei von ihnen bereits 
nach zwei Tagen wieder auf freien Fuß gesetzt wurden.148 Die Gründe, die zu ihrer 
jeweiligen Verhaftung führten, sind nicht verzeichnet, fünf der Verhafteten ist je-
doch der Vermerk SS zugeordnet. Die beruflichen Folgen für die Inhaftierten sind 
in einem Schreiben der Militärregierung Regensburgs verzeichnet: „Officials, func-
tionaries and workmen taken into custody by order of Military Government auto-
matically lose their official position of that date. The fact of being apprehended is 
equivalent to formal dismissal by Military Government. Sentence by a law court 
1 4 4 Zitiert bei Werkentin, Restauration (wie Anm. 11), S. 24. 
1 4 5 Statistik in StadtAR, ZR III - 286, datiert mit 1. September 1945, erstellt von Ober-
bürgermeister Titze. 
1 4 6 Mehrere Gestapobeamte und höhere Polizeibeamte befanden sich bei Ankunft der 
Amerikaner auf der Flucht. Die Polizeibeamten, die nach Dolhofer bei der Ankunft der ameri-
kanischen Besatzungsmacht das Polizeigebäude geräumt hatten, fanden sich also rasch wieder 
im Dienst ein. 
1 4 7 Vgl. das Schreiben des Regensburger Stadtrats an die Militärregierung vom 18. März 
1947. StadtAR, ZR III-1241. 
1 4 8 Vgl. Verzeichnis der verhafteten Beamten und Angestellten der Stadt Regensburg vom 
6. Juni 1945, erstellt von Bürgermeister Herrmann. StadtAR, ZR III - 1243. 
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unnecessary."149 Die Liste der Inhaftierten stimmt jedoch nicht mit der von der Stadt 
geführten Aktivistenliste der N S D A P 1 5 0 überein. Die siebzehn dort als Polizei-
beamte vermerkten Parteimitglieder - sechs sind als Gestapomitarbeiter bezeichnet 
- sind allesamt nicht in der Internierungsliste verzeichnet. Als flankierende Maß-
nahme zur Inhaftierung von belasteten Polizeibeamten begannen die amerikani-
schen Public Safety Offiziere damit, Entlassungen gegen Polizeibeamte auszuspre-
chen. Bis zu Beginn des Monats August 1945 wurden in den untersuchten Akten 
jedoch keine namentlichen Auflistungen von zu entlassenden oder einzustellenden 
Polizisten gefunden. Es ist allerdings eine Statistik1 5 1 erhalten, in der angeführt 
wird, daß seit Mai 1945 insgesamt 161 Beamte und Angestellte der Stadt entlassen 
wurden, davon 80 Polizisten. Für den Zeitraum vom 2. August 1945 bis März 1946 
sind zahlreiche Bescheide der amerikanischen Militärregierung erhalten, in denen 
Entlassungen ausgesprochen oder die Erlaubnis zur Weiter- bzw. Neubeschäftigung 
erteilt werden.152 Daß nach März 1946 keine Bescheide mehr aufzufinden sind, 
erklärt sich aus der Tatsache, daß beginnend mit dem 5. März 1946 das Gesetz zur 
Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus in Kraft trat, mit dem die 
Zuständigkeit für die Aufarbeitung des Nationalsozialismus auf die neugeschaffenen 
Spruchkammern überging. 1 5 3 Nach welchen Kriterien die Entlassungen vor Ort vor-
genommen wurden, ist aus den Bescheiden nicht ersichtlich. Diese enthalten ledig-
lich eine kurze Ausführungsanweisung: „For the convenience of Military Govern-
ment the following people will be removed from the police department effective 
immediately." Erhalten geblieben ist die Weisung von Major Biddle vom 1. Oktober 
1945, in der bestimmt wurde, daß alle Parteimitglieder, die vor dem l . M a i 1937 
der NSDAP beigetreten waren, zu entlassen waren.1 5 4 War der Ersteller der zuvor 
genannten Statistik1 5 5 der Ansicht, daß „die Maßnahmen zur Säuberung und Reini-
gung des städtischen Beamtenkörpers von alten Kämpfern, Inhabern wichtiger 
Parteiämter und besonders hervorgetretener Aktivisten im großen und ganzen 
durchgeführt" waren, so zeigen Statistiken über das Fortschreiten der Entlassungen, 
daß die für die öffentliche Sicherheit zuständigen Besatzungsoffiziere sich dieser 
Ansicht nicht anschlössen. In einem Schreiben vom 20. August 1945 an die Militär-
regierung stellt Oberbürgermeister Titze fest, daß bisher 28 Entlassungen bei der 
Verwaltungspolizei, 69 bei der Schutzpolizei und 17 bei der Kriminalpolizei vor-
genommen worden waren.1 5 6 Insgesamt wurden schließlich 202 Polizeibeamte von 
ihrem Dienst entfernt, wobei 42 Beamte der Kriminalpolizei, 112 Beamte der 
Schutzpolizei und 48 aus der Verwaltung betroffen waren.1 5 7 Da als Endpunkt der 
Statistik der 31. Dezember 1946 vermerkt ist, scheinen danach keine Entlassungen 
1 4 9 Vgl. Schreiben vom 22. Mai 1945. StadtAR, ZR III - 1244. 
1 5 0 Vgl. hierzu StadtAR, ZR III - 3110. 
1 5 1 Vgl. undatiertes und nicht unterzeichnetes Memorandum in StadtAR, ZR III - 1243, das 
jedoch aufgrund der genannten Anzahl der entlassenen Polizeibeamten als die früheste Statistik 
angesehen werden muß. 
1 5 2 Vgl. StadtAR, ZR III - 758, 757, 1241, 1243, 1244, 1246, 1247. 
1 5 3 Vgl. Vollnhals, Politische Säuberung (wie Anm. 140), S. 380 f. 
1 5 4 Vgl. Weisung des Regierungspräsidenten an die Stadt. StadtAR, ZR III - 750. 
1 5 5 Vgl. Anm. 151. 
1 5 6 Vgl. StadtAR, ZR III - 1243. Die neue Terminologie, nach der der Begriff der Verwal-
tungspolizei keine Verwendung mehr finden sollte, hatte sich noch nicht durchgesetzt. 
1 5 7 Vgl. Bericht des Stadtrats vom 22. Juli 1947 an die Regierung der Oberpfalz. StadtAR, ZR 
III - 1241. 
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mehr ausgesprochen worden zu sein. Obwohl ein Vergleich der Zahl der entlasse-
nen Polizisten mit ihrer Anzahl beim Einmarsch der amerikanischen Besatzungs-
macht im April 1945 wegen des fehlenden Zahlenmaterials nicht möglich ist, so 
wurde 1947 von der Stadt konstatiert, daß im Vergleich zum Ist-Zustand vom 
l.März 1947 (= 342 Beamte und Angestellte) insgesamt 59% der Polizisten ent-
lassen worden waren. Mit welchem (Über-)Eifer die Public Safety Offiziere zum Teil 
zu Werke gingen, zeigt der Bescheid vom 25. September 1945, mit dem der Reini-
gungsfrau der Polizei wieder gestattet wurde, ihre Tätigkeit aufzunehmen.158 
4.2. Personeller Neuaufbau der Regensburger Stadtpolizei 
Da der amerikanischen Militärregierung nicht daran gelegen sein konnte, ein 
Sicherheitsvakuum in Regensburg entstehen zu lassen, wurde zeitgleich mit der 
Säuberung der Polizei auch der Wiederaufbau durch Neueinstellungen von Polizei-
anwärtern betrieben. Noch im Mai 1945 kam es zu einem Treffen zwischen Oberst 
Aldrege, dem damaligen Leiter der Regensburger Militärregierung, und Regens-
burger Stadtvertretern.159 Bei dieser Besprechung wurde die Sollstärke der Regens-
burger Polizei auf 350 Mann festgesetzt, wobei 300 Mann auf die Sicherheitspolizei 
und 50 Mann auf die Kriminalpolizei entfallen sollten. 
Bevor mit der Einstellung neuer Kräfte begonnen werden konnte, mußten erst 
Mittel zur Bezahlung der anfallenden Löhne bereitgestellt werden. Am 27. Mai 1945 
fragte daher Bürgermeister Herrmann bei der Militärregierung nach, ob die Stadt 
Zugriff auf die gesperrten Konten der ehemaligen Polizei bei der Reichsbank erhal-
ten könne, um daraus, nach dem Übergang der Polizei auf die Stadt, Teile der nun 
von ihr zu begleichenden Lohnzahlungen leisten zu können. 1 6 0 Diese Lohnzah-
lungen stellten für die Stadt eine enorme Belastung dar, die für das Rechnungsjahr 
1945 auf ungefähr 30% der städtischen Gesamtausgaben beziffert wurde.161 Drei 
Tage später wurde die Genehmigung hierzu von Major Biddle erteilt.162 Die Voll-
macht zur Auszahlung der Gehälter erteilte Bürgermeister Herrmann Polizeidirek-
tor Heiß. 1 6 5 
Die Auswahlkriterien, nach denen die neuen Bewerber von der Polizei eingestellt 
wurden, haben keinen Niederschlag in den Akten der Stadtverwaltung gefunden. 
Für den Zeitraum von August 1945 bis März 1946 liegen lediglich Einstellungs-
genehmigungen der amerikanischen Militärregierung vor. Aufgrund ihrer knappen 
Formulierung lassen sich oftmals keine Rückschlüsse darauf ziehen, ob es sich um 
Polizisten handelte, deren Weiterbeschäftigung genehmigt wurde, oder um Neu-
bewerber. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die Polizeianwärter einer 
ähnlichen Kontrolle bezüglich ihrer Vergangenheit unterzogen wurden wie die alten 
Beamten. 
1 5 8 Vgl. StadtAR, ZR III- 1244. 
1 5 9 Vgl. hierzu den Wochenbericht der Sicherheitspolizei Nr. 56 vom 13. Februar 1947. 
(StadtAR, ZR III - 836) sowie den Bericht zum Aufbau der Polizei (StadtAR, ZR III - 144) 
sowie Albrecht, Sechzig Jahre (wie Anm. 76), S. 426, dort ist Aldrege als erster Stadtkomman-
dant geführt. 
1 6 0 Vgl. diesbezügliches Schreiben in StadtAR, ZR III - 738. 
1 6 1 Vgl. Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1945 in StadtAR, ZR III - 752. 
1 6 2 Vgl. Schreiben in StadtAR, ZR III - 738. 
1 6 5 Vgl. Schreiben von Herrmann an den Direktor der Reichsbank über die Militärregierung. 
StadtAR, ZR III - 738. 
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Die erste Statistik über den Umfang der Neueinstellungen liegt für den Zeitraum 
von Mai bis September 1945 vor. Bis zum 4. September wurden bei der Verwal-
tungspolizei 16 neue Bewerber, bei der Schutzpolizei 126 und bei der Kriminal-
polizei 17 eingestellt,164 also insgesamt 159. Hieraus läßt sich ableiten, daß eine Ver-
größerung des Polizeikörpers intendiert war, da bis zum 1. September 1945 erst 126 
Beamte und Angestellte entlassen worden waren.1 6 5 Der von der amerikanischen 
Militärregierung vorgegebene Personalstand von 350 konnte allerdings erst im März 
1947 mit 342 Polizisten annähernd erreicht werden.1 6 6 Für die langsame Erreichung 
der Sollstärke war jedoch nicht ein Bewerbermangel ausschlaggebend, die Ursache 
dafür muß vielmehr in der großen Fluktuation im Personalbereich gesucht werden. 
Der Leiter der Sicherheitspolizei Bauer beklagte mehrfach, daß in den Dienst über-
nommene Bewerber nach kurzer Zeit bereits wieder entlassen werden mußten, da 
sie sich als „unbrauchbar erwiesen"167 oder ihnen die „erforderliche moralische 
Qualität" 1 6 8 abging. 
4.3. Aufblähung des Polizeikörpers durch die Wiedereinstellung 
zuvor entlassener Beamter 
Mit dem Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 
5. März 1946, das von den deutschen Ministerpräsidenten erlassen wurde, ging 
die Pflicht zur Entnazifizierung von den Alliierten auf die deutschen Regierungen 
über. 1 6 9 Zur Durchführung dieser Maßnahmen wurden in der US-Zone in allen 
Stadt- und Landkreisen sogenannte Spruchkammern gegründet, deren Aufgabe es 
war, die Meldebögen, die jeder Deutsche über 18 Jahre ausfüllen und einreichen 
mußte, zu überprüfen und gegebenenfalls Anklage zu erheben.170 In Bayern wurden 
1 6 4 Vgl. Schreiben von Oberbürgermeister Titze an die Militärregierung vom 4. September 
1945. StadtAR, ZR III - 1243. 
1 6 5 Vgl. Tabelle Nr. 5. 
1 6 6 Vgl. Schreiben des Stadtrats an die Militärregierung vom 18. März 1947. StadtAR, ZR III 
- 1243. Hilmer, Verwaltung (wie Anm. 10) nennt ausgehend von den Haushaltsrechnungen der 
Stadt, folgenden Personalstand, jeweils vom 1. April eines jeden Jahres: 
Tabelle 6: Zahl der Polizeiangehörigen von 1945 bis 1950 
1945 1946 1947 1948 (20.6.) 1949 1950 
Beamte 14 15 309 417 413 431 
Angestell. 2 336 70 54 19 20 
Ersatzkräfte 7 27 
Summe 16 351 386 488 (sie!) 433 (sie!) 451 
D a ß nach dieser Übersicht bereits im April 1946 die geforderte Polizeistärke erreicht war und 
nicht, wie vom Stadtrat behauptet, 1947, dürfte darauf zurückzuführen sein, daß Hilmer in 
seine Berechnung vermutlich die Verwaltungspolizei miteinbezogen hat. Die Verwaltungs-
polizei dürfte auch der Grund dafür sein, daß die Zunahme des Polizeikörpers in den Ver-
gleichsjahren 1946 und 1947 sehr gering ist. Bei der Feststellung der Personalstärke ist nach 
der Dezernatsumbildung vom Frühjahr 1947 wohl diese vormalige Polizeiabteilung nicht mehr 
mit eingerechnet worden. 
1 6 7 Vgl. Wochenbericht Nr. 23 vom 27. Juni 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
1 6 8 Vgl. Wochenbericht Nr. 21 vom 13. Juni 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
1 6 9 Vgl. Vollnhals, Politische Säuberung (wie Anm. 140), S. 380. 
1 7 0 Vgl. Kleßmann, Staatsgründung (wie Anm. 4), S. 89. 
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von der Bevölkerung bis Ende 1949 6,78 Millionen solcher Meldebögen aus-
gefüllt.171 Nach Ende des Verfahrens wurden diejenigen, gegen die ein Spruch er-
folgte, in fünf Kategorien eingestuft: Hauptschuldige (I), Belastete (II), worunter 
NS-Aktivisten, Militaristen und Nutznießer subsumiert wurden, Minderbelastete 
(III), Mitläufer (IV) und Entlastete (V). Für Bayern ergibt sich folgendes Bild: 
4,9 Millionen der eingereichten Meldebögen führten nicht zur Verhandlung, diese 
Personen galten als vom Befreiungsgesetz nicht betroffen. Als Hauptschuldige 
wurden 753 Personen erachtet, 216000 wurden als Mitläufer eingestuft.172 Zur 
Einstellung des Verfahrens gegen einen geringen Sühnebetrag führten die Jugend-
amnestie vom September 1946 und die Mitte 1947 in Kraft getretene Amnestie für 
nominelle Mitglieder mit geringem Einkommen.173 Wie aus einem Aktenvermerk 
von Oberbürgermeister Heiß hervorgeht, konnten Beamte, die von oder auf An-
ordnung der Militärregierung entlassen wurden, erst dann wieder als Beamte oder 
Angestellte in einer anderen als gewöhnlichen Arbeit Dienst tun, wenn eine Ent-
scheidung der Spruchkammer ergangen war und sie in Gruppe IV oder V eingestuft 
wurden. Nach diesem Verfahren mußte zur Wiedereinstellung noch die Geneh-
migung der Militärregierung eingeholt werden. Dies traf auch für diejenigen Poli-
zisten zu, die unter die Amnestieregelung fielen.174 Daß in Kategorie IV oder V ein-
gestufte ehemalige Polizisten grundsätzlich Wiederverwendung finden sollten, stand 
für die zuständigen Bearbeiter außer Frage.175 In einem Memorandum mit dem Titel 
„Wiedereinstellung dienstenthobener Beamter" wird dies folgendermaßen be-
gründet: Es gebe eine gewisse moralische Verpflichtung, zuverlässige, erprobte 
Beamte wieder in Dienst aufzunehmen, da es der Stadt aufgrund der gespannten 
finanziellen Situation unmöglich sei, ein Wartegeld zu bezahlen bzw. jüngere Be-
amte in den Ruhestand zu versetzen. Darüber hinaus würden erfahrene Beamte zum 
Wiederaufbau der Verwaltung benötigt, da vielen der neu eingestellten Kräfte die 
berufliche wie fachliche Eignung für den Beamtendienst fehle und sie das erforder-
liche Wissen und Können erst noch erwerben müßten. Nur wirkliche NS-Aktivisten 
1 7 1 Vgl. Kock, Bayern (wie Anm. 4), S. 388. 
1 7 2 Zahlen nach Kock, Bayern (wie Anm. 4), S. 388. 
1 7 3 Vgl. Vollnhals, Politische Säuberung (wie Anm. 140), S. 382. 
1 7 4 Vgl. Aktenvermerk vom 22. Oktober 1947. StadtAR, ZR III - 1243. 
1 7 5 Der konzeptionelle Ansatz von Steinborn - Schanzenbach, die in ihrer Arbeit zur Ham-
burger Polizei eine „Renazifizierung" derselben nachzuweisen versuchen, wurde in dieser Ar-
beit nicht übernommen. Um einen solchen Vorgang nachzuweisen, müßte eine Untersuchung 
vorgenommen werden, die zum einen die Gründe des Beitritts der Polizisten zur NSDAP klärt. 
Nach einer Trennung in aktive Parteimitglieder und solche, die zur Sicherung ihrer Existenz bei-
getreten waren, müßte dann der Versuch unternommen werden, zu klären, in wieweit sich die 
Gesinnung der Polizisten nach 1945 gewandelt hat. Erst nach Klärung dieser Sachverhalte 
könnte glaubhaft von einer teilweisen „Renazifizierung" gesprochen werden. Vgl. hierzu allge-
mein Vollnhals, Politische Säuberung (wie Anm. 140), S. 387. Daß zum Teil schwer belastete 
Polizeibeamte Wiederaufnahme in die Polizei fanden, soll keineswegs bestritten werden, siehe 
hierzu Reinhard Henkys, Die nationalsozialistischen Gewaltverbrechen (Geschichte und Ge-
richt), Stuttgart 1964, vor allem S. 210-12 und das Schreiben von Gerhard Koch vom 27. Fe-
bruarl962, abgedruckt in: Barbara Just-Dahlmann - Helmut Just, Die Gehilfen. NS-Verbrechen 
und Justiz nach 1945, Frankfurt 1988, besonders S.71. Dennoch fand der pauschalisierende 
Begriff der „Renazifizierung" keine Verwendung in dieser Arbeit, da eine solche Untersuchung 
anhand der eingesehenen Quellen unmöglich ist. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01754-0171-8
sollten keine Wiederverwendung finden, die restlichen Beamten seien durch die 
lange Zeit ohne Bezüge bestraft genug.176 
Regensburger Polizisten, die von der Spruchkammer eine Einstufung in die Kate-
gorie IV oder V erhielten, wandten sich anschließend an die Stadt, um eine Wieder-
einstellung zu erreichen. Sofern diese von den Polizeileitern befürwortet wurde, 
stellten diese den Antrag bei der Militärregierung in Regensburg auf Wieder-
zulassung zum Dienst. Die Public Safety Offiziere behielten sich jedoch das Recht 
vor, jede Spruchkammerentscheidung zu überprüfen. Die Anträge auf Wieder-
einstellung der Stadt wurden mit sogenannten Concurrence bzw. Non-concurrence 
Schreiben beantwortet, aus denen das Verfahren deutlich hervorgeht: „In accor-
dance with directives by the Deputy Military Governor, that no person removed by 
Military Government subsequently erroneously cleared by a Spruchkammer deci-
sion, may be reinstated, you are hereby notified that Military Government does [not] 
consider the Spruchkammer decisions erroneous on the following named per-
~ „ « 177 
sons. 
In den Akten der Stadt Regensburg sind zahlreiche dieser Schreiben erhalten.178 
In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle stellten die zuständigen amerikanischen 
Stellen positive Bescheide aus, die eine erneute Dienstausübung zuvor entlassener 
Beamter und Angestellter ermöglichten. Es sind jedoch auch einige wenige Nicht-
übereinstimmungsbescheide erhalten.179 
Die in dem genannten Memorandum betonte „moralische Verpflichtung" zur 
Wiedereinstellung erprobter Beamter entpuppte sich in der praktischen Umsetzung 
als schwierige Angelegenheit. Am l.März 1947 war mit 342 Polizisten die Soll-
stärke beinahe erreicht, so daß mit einer spürbaren Überschreitung zu rechnen 
war, die zu einer erheblichen Belastung des Haushalts der Stadt führen mußte. 
Wenigstens erhob die Besatzungsmacht gegen diese gegen die vorgegebenen Richt-
linien verstoßende Personalentwicklung keine Einwände und ersparte der Stadt 
somit mögliche zusätzliche politische Schwierigkeiten.180 Um die Dimensionen des 
zu bewältigenden Problems aufzuzeigen, lieferte der Verfasser des Memorandums 
eine Situationsanalyse.181 Demnach waren bei der Polizeiverwaltung 42 Beamte 
dienstenthoben. Aus Alters- und Gesundheitsgründen schieden davon 5 Beamte 
definitiv aus dem Dienst aus. Fünf weitere Beamte kamen für eine Wiedereinstel-
1 7 6 Vgl. das undatierte und nicht unterzeichnete Memorandum „Wiedereinstellung dienstent-
hobener Beamter" in StadtAR, ZR III - 762. 
1 7 7 Vgl. Schreiben von Bruce Jacobs für das Military Government, Liasion and Security Office 
Stadtkreis/Landkreis Regensburg an die Stadt vom 12. Januar 1948. StadtAR, ZR III - 1247. 
1 7 8 Vgl. StadtAR, ZR III - 1247 ff. 
1 7 9 Vgl. die Bescheide in StadtAR, ZR III - 1245. 
1 8 0 In den eingesehenen Akten konnte kein Einspruch der Besatzungsmacht dahingehend 
gefunden werden. Auch im Inspektionsbericht von Crawford wird dieser Sachverhalt nicht kri-
tisiert. Für den 24. August 1948 gibt er eine Personalstärke von 404 Polizisten an, also 54 mehr 
als ursprünglich genehmigt, O M G B Y (Ordner L II 19/1), 15/63 - 2/2. Die Verordnung A G 
014.12 - MGBAS, erlassen am 23. Januar 1947, in der die Polizeistärke der einzelnen Polizeien 
neu festgelegt wurde, hatte auf die Situation in Regensburg ebenfalls keinen Einfluß. Vgl. 
Schreiben des Regensburger Public Safety Officers Lirette vom 10. Februar 1947, in dem die-
ser feststellt, daß die Regensburger Polizei den in dieser Verordnung festgelegten Grenzwert um 
70 Polizisten überschreitet, O M G B Y (Ordner L II 19/1), 9/69 - 3/2. 
1 8 1 Vgl. Memorandum „Wiedereinstellung dienstenthobener Beamter". StadtAR, ZR III -
762. 
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lung grundsätzlich nicht in Frage, einer war nicht vom Kriegsdienst zurückgekehrt. 
Es mußten also 31 entlassene Beamte wieder untergebracht werden, von denen 
bereits 19 wieder Dienst verrichteten, so daß noch 12 zu versorgen blieben. Die 
Stadtverwaltung prognostizierte für diese Gruppe ein günstiges Bild, da die über-
zähligen Beamten auch bei der Schutzpolizei bzw. bei der Kriminalpolizei unterkom-
men könnten. Bei der Kriminalpolizei waren 33 Beamte dienstenthoben, wovon 
drei aus Altersgründen für eine Weiterbeschäftigung ausschieden. Acht kamen zur 
Wiederverwendung nicht in Frage. Folglich waren 22 Beamte wieder einzustellen, 
von denen 12 sich schon wieder im Dienst befanden, so daß noch 10 auf eine 
Wiedereinstellung warteten. Auch für diese Gruppe wurden keine Schwierig-
keiten für eine Einstellung vorhergesehen. Als problematisch aus Sicht des inner-
betrieblichen Friedens wurde die Lage bei der Schutzpolizei beurteilt. 95 Beamte 
waren außer Dienst, wovon zwei über 60 Jahre alt waren und zehn weitere für eine 
Wiedereinstellung nicht in Frage kamen. Von den 83 noch zu berücksichtigenden 
Beamten waren zwölf schon wieder im Dienst. Für 71 galt es eine entsprechende 
Dienststelle zu finden. Dies mußte zu einer delikaten Angelegenheit werden, denn 
unter den Entlassenen befanden sich neun Revieroberleutnants und 43 Polizei-
meister, in deren Positionen zwischenzeitlich jüngere Kollegen eingerückt waren. 
Daraus ergab sich die problematische Situation, daß einige Polizeimeister wieder im 
Streifendienst eingesetzt werden und damit eine Tätigkeit ausüben mußten, für die 
sie überqualifiziert waren. Durch diese Rückstufung waren Konflikte vorprogram-
miert. Die Stadt Regensburg hatte also davon auszugehen, 93 vom Dienst suspen-
dierte Polizisten wieder einstellen zu müssen. 1 8 2 Das Gesetz 131 aus dem Jahr 1949, 
wonach alle entlassenen Beamten wieder in den Dienst übernommen werden muß-
ten,1 8 5 ließ der Stadt schließlich keine andere Wahl, als dies zu tun. Die Zahl der sich 
im Dienst der Stadt befindlichen Polizisten wird im Bericht zum Aufbau der Polizei 
für das Jahr 1949 mit über 400 beziffert, am 30. Juni 1950 betrug sie 447. 1 8 4 Für die 
Stadt bedeutete diese Aufblähung des Polizeikörpers eine enorme finanzielle Be-
lastung. Zusätzliche Brisanz erhielt die überhöhte Personalstärke dadurch, daß das 
Finanzministerium in München diese monierte und drohte, den jährlichen Zuschuß 
von 3000 D M pro Vollzugsbeamten nicht für alle Polizeibeamte zu entrichten, son-
dern hiervon 300000 D M abzuziehen, da die Polizei mit etwa 100 Mann überbelegt 
sei. 1 8 5 Wie aus dem Revisionsbericht vom Jahre 1950 hervorgeht, wurde diese 
Drohung jedoch nicht verwirklicht, obwohl sich an der Personalsituation nichts 
geändert hatte. Auch das Finanzdezernat gelangte zu dem Schluß, daß Regensburg 
eine unnötig hohe Anzahl an Polizeibeamten im Dienst habe. Im Jahre 1950 kamen 
in Regensburg auf 1000 Einwohner 3,8 Polizeibeamte, eine Verhältnis, das sonst 
nur die Stadt Nürnberg aufwies. Bei den übrigen Städten in Bayern lag der Schnitt 
bei 2,9 (Würzburg) bis 2,0 (Hof). Auch wenn Regensburg in den Jahren 1948 und 
1950 die Statistik der pro 1000 Einwohner verübten Verbrechen anführte, so war 
1 8 2 Die Differenz der hier genannten dienstenthobenen Beamten (170) zu der Gesamtzahl der 
entlassenen Polizisten (202), ergibt sich wohl aus den Gestapobeamten und weiteren inhaftier-
ten Polizisten sowie aus denen, die keinen Antrag auf Wiedereinstellung eingereicht haben. 
1 8 5 Vgl. hierzu den Bericht zum Aufbau der Polizei in StadtAR, ZR III - 144 und den Fall des 
Kliegel, StadtAR, ZR III - 3497. . 
1 8 4 Vgl. den Bericht des Bayerischen Prüfungsverbandes öffentlicher Kassen/Revisionsbericht, 
S.2. StadtAR, ZR III-121. 
1 8 5 Vgl. Stellungnahme des Finanzdezernats vom 12. Dezember 1949 zu den Beschlüssen des 
Personalausschusses. StadtAR, ZR III - 27. 
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dies für die Prüfer kein ausreichender Grund für die Beschäftigung einer solch 
hohen Zahl von Polizisten. Nach den Richtlinien des Bayerischen Städteverbandes 
errechnete sich für Regensburg eine Stärke von 353 Schutzpolizisten und 30 Kri-
minalbeamten, wobei es zu berücksichtigen galt, daß Regensburg größenmäßig an 
der unteren Grenze der Großstädte lag. München, das 1948 und 1950 laut Kri-
minalstatistik knapp hinter Regensburg lag und im Jahre 1949 die meisten Ver-
brechen aufwies, hielt ein Verhältnis von 3,0 Mann pro 1000 Einwohner für ange-
messen. 
Lagen die Kosten für die Polizei schon 1945 bei geschätzten 30% der Gesamt-
ausgaben der Stadt - sie waren der größte zu begleichende Posten - so dürfte sich 
das Volumen der Ausgaben für diesen Bereich bis Ende 1949 noch deutlich ver-
größert haben. Exakte Zahlen liegen in den Polizeiakten für die Rechnungsjahre 
1945 und 1948/49 vor. Für das Rechnungsjahr 1945 wurde die Mehrbelastung mit 
1200000 R M beziffert.186 Im Haushaltsplan 1948/49 ist eine detailliertere Auf-
schlüsselung erhalten. Danach betrugen die Kosten für die Polizei 1680000 D M . 
Hiervon sollten 1120400 D M über die staatlichen Polizeikostenzuschüsse, sofern 
sie weiter in voller Höhe bezahlt würden, und über die Einnahmen der Polizei be-
glichen werden, so daß von der Stadt noch ein Fehlbetrag in Höhe von 569600 D M 
getragen werden mußte. 1 8 7 
5. P r o b l e m e b e i m A u f b a u der S t a d t p o l i z e i 
und i n der p r a k t i s c h e n P o l i z e i a r b e i t 
5.1. Ausbildung der Polizeianwärter 
Der Übergang der Polizei in den Zuständigkeitsbereich der Stadt Regensburg ver-
langte von der Stadt nicht nur Maßnahmen zur Neustrukturierung der Polizei-
organisation, sondern übertrug ihr gleichzeitig auch die Verantwortung für die 
Personalpolitik. Eine Schwierigkeit, die es im Bereich der Personalpolitik zu über-
winden galt, bestand in der fehlenden vorbereitenden Ausbildung der Anwärter. 
Eine solche Ausbildung war deshalb nicht möglich, weil die Besatzungsmacht zu-
nächst aufgrund ihrer ablehnenden Haltung gegenüber allem, was auf eine staatlich 
geleitete Polizei hindeuten konnte, die Gründung von überörtlichen Polizeischulen 
unterließ. 1 8 8 So mußte sich die Stadt um die Ausbildung der Polizeianwärter küm-
mern und sie der kommunalen Polizei übertragen. 1 8 9 Dies führte dazu, daß die 
1 8 6 Vgl. Ordentlicher Haushaltsplan 1945. StadtAR, ZR III - 742. 
1 8 7 Vgl. den Bericht Anstellungs- und Besoldungsverhältnisse der Sicherheits- und Kriminal-
polizei der Stadt Regensburg von Oberbürgermeister Zitzler vom 4. Februar 1949. StadtAR, 
ZR III - 746. 
1 8 8 In der britischen Zone bestanden diese Schwierigkeiten nicht, da bereits im Mai 1945 eine 
Zentral-Polizeischule gegründet wurde, in der Lehrpersonal ausgebildet wurde. Im Oktober 
1945 wurde in Schleswig-Holstein eine Polizeischule eröffnet, vgl. Götz, Öffentliche Sicherheit 
(wie Anm. 28), S. 427. 
1 8 9 Für die Landpolizei wurden selbständige Polizeischulen gegründet, die auf Regierungs-
bezirksebene organisiert waren. Die Bayerische Grenzpolizei vollzog die Ausbildung ihrer 
Anwärter zuerst in Leoni, bevor 1948 eine Schule in Ainring eröffnet wurde. Vgl. hierzu Erwin 
Hacker, Zehn Jahre bayerische Polizeischule, in: Zehn Jahre bayerische Polizeischule, bearbei-
tet von Georg Boxberger, Bad Godesberg, S. 7 f. 
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theoretische Ausbildung und der praktische Einsatz im Dienst parallel zueinander 
erfolgten, was angesichts der prekären Sicherheitslage in Regensburg nach dem 
Zweiten Weltkrieg, die hohe Anforderungen an das polizeiliche Können stellte, 
durchaus als problematisch zu bewerten ist. Für die Polizeianwärter selbst bedeu-
tete dieser Zustand eine Doppelbelastung, da neben dem regulären Dienst noch ein 
Ausbildungsprogramm durchlaufen werden mußte. Konnte das praktische Wissen 
eines Polizeibeamten in geringem Umfang noch von den verbliebenen älteren Kolle-
gen im Dienst den jüngeren Kollegen vermittelt werden,190 so mußten juristische 
Kenntnisse in Abendkursen erworben werden. Dafür ließen sich offenbar mit der 
Polizeipraxis vertraute Lehrkräfte kaum finden, zumal es entlassenen Beamten, die 
über die entsprechende Qualifikation verfügten, untersagt blieb, Unterricht zu ertei-
len. 1 9 1 So mußte man einen Rechtsanwalt verpflichten, der zweimal wöchentlich am 
Abend den Anwärtern die Grundlagen des Strafrechts, dessen praktische Hand-
habung und alle weiteren relevanten Gesetzestexte vermitteln sollte.192 Diese Art des 
Unterrichts genügte allem Anschein nach nicht in allen Punkten den Bedürfnissen 
der Polizeiarbeit. Jedenfalls stand ihr der Chef der Sicherheitspolizei, Bauer, äußerst 
kritisch gegenüber. Er forderte, daß der Unterricht für junge Anwärter nicht durch 
der Polizeipraxis ferne Juristen erteilt werden sollte, sondern politisch nur leicht 
belastete Beamte hierfür die Erlaubnis erhalten sollten.193 Weitere Kritik an der 
Ausbildung übte Bauer dahingehend, daß bis zum Oktober 1946 keinerlei Erfolgs-
kontrolle durch schriftliche Überprüfungen des Unterrichtsstoffes erfolgte. Erst im 
Bericht vom 17. Oktober 1946 ist erwähnt, daß nun täglich schriftliche Tests abge-
halten würden, um ein zuverlässiges Bild vom Wissensstand der neu eingestellten 
Polizisten zu erhalten.194 Bauer war ein starker Befürworter solcher Prüfungen, weil 
er eine Handhabe suchte, um Anwärter, deren Intelligenz für den Polizeidienst nicht 
ausreichte, aussondern195 und lernunwillige Kollegen entlassen zu können. Erst die 
Gründung einer Polizeischule in Regensburg sollte eine Entspannung der Ausbil-
dungssituation mit sich bringen. Am 9. Januar 1947 wurde von der Regierung für 
Niederbayern/Oberpfalz die Anweisung an die Stadt Regensburg erteilt, auf Be-
schluß der Militärregierung eine Polizeischule zur Ausbildung der Beamten der 
Stadtpolizeien des Bezirks zu errichten.196 Damit ergab sich allerdings für die Stadt 
Regensburg insofern ein neues Problem, als man nun Ausbildungs- und Wohnräume 
für die Lehrgangsteilnehmer bereitzustellen hatte. Oberbürgermeister Heiß schlug 
vor, als Unterrichtsräume für den praktischen Teil der Ausbildung die Turnhalle 
im Polizeigebäude und für den theoretischen Teil Zimmer im Polizeiverwaltungs-
1 9 0 Dies stellte die Kriminalpolizei vor ein besonders schweres Problem, da fast alle ihr ange-
hörenden Beamten entlassen worden waren. 
1 9 1 Vgl. hierzu Wochenbericht Nr. 1 vom Ende Januar 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
1 9 2 Vgl. hierzu Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung zum Wochenbericht Nr. 4 vom 
15. Februar 1946 sowie die Vorlage der Sicherheitspolizei für Bericht Nr. 32 vom 29. August 
1946. StadtAR, ZR III - 835. 
1 9 3 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei zum Wochenbericht Nr. 63 vom 3. März 1947. 
StadtAR, ZR III - 836. 
1 9 4 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei zum Wochenbericht Nr. 39 vom 17. Oktober 1946. 
StadtAR, ZR III - 835. 
1 9 5 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei zum Wochenbericht Nr. 3 vom 8. Februar 1946. 
StadtAR, ZR III - 835. 
1 9 6 Vgl. dahingehende Anweisung von Dr. Ulrich. StadtAR, ZR III - 752. 
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gebäude zur verwenden.197 Nachdem die notwendigen Einrichtungsgegenstände 
erworben worden waren, begann der Unterricht am 1. September 1947.1 9 8 Die 
Eröffnung der Polizeischule kommentierte Bauer folgendermaßen: Es werde „eines 
der größten Übel beseitigt, nämlich der Mangel an polizeilichen Kenntnissen vieler 
Wachtmeister. Wünschenswert wären allerdings anfangs verkürzte Lehrgänge so 
daß in möglichst kurzer Zeit alle Beamten der Sicherheitspolizei geschult werden 
könnten. Eine größere Zeitdauer könne bedeuten, daß ungeeignete Leute noch 
jahrelang miternährt werden müßten." 1 9 9 Weiterhin regte er eine Verschärfung der 
Bestimmungen für die endgültige Übernahme in den Polizeidienst seitens der Stadt 
an. Polizisten sollten nicht mehr nur aufgrund eines Stadtratsbeschlusses ins Be-
amtenverhältnis übernommen werden, sondern eine zwingend notwendige Vor-
aussetzung sollten auch befriedigende Leistungen in den Lehrgängen sein. Am 
ersten Lehrgang, der nach drei Monaten am 29. November 1947 endete,200 nahmen 
58 Polizisten der Stadtpolizei Regensburg teil. 2 0 1 Bis zum Jahre 1949 wurde die An-
zahl der Grundausbildungslehrgänge auf drei pro Jahr erhöht. In diesem Jahr wur-
den insgesamt 271 Polizeiangehörige ausgebildet, 174 davon aus Regensburg. Die 
Gesamtzahl der Beschulten betrug 508. 2 0 2 Geschlossen wurde die Ausbildungsstätte 
Ende 1950. Bis dahin hatte mit 351 Teilnehmern203 die Mehrzahl der Beamten der 
Regensburger Stadtpolizei dort ihre Ausbildung erhalten. 
5.2. Die verschiedenen Jurisdiktionsebenen in Regensburg 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs hatte sich die Zusammensetzung der 
Regensburger Bevölkerung nachhaltig gewandelt. Die Einwohnerzahl hatte sich im 
Vergleich zum Vorkriegszustand (1939/40) etwa verdoppelt,204 als annähernd 
77000 Menschen ihren Wohnsitz in Regensburg gemeldet hatten.205 Im Jahre 1946 
lebten in der Stadt ungefähr 150000 Menschen.206 Diese Zahl verringerte sich im 
Jahre 1947 auf 137950 Einwohner und blieb in den folgenden beiden Jahren etwa 
auf dieser Höhe. 2 0 7 Dieser Bevölkerungszuwachs läßt sich daraus erklären, daß nach 
Kriegsende verschiedene ethnische Gruppen, zumindest vorübergehend, in Regens-
1 9 7 Vgl. Schreiben von Heiß an die Regierung Niederbayern/Oberpfalz vom 28. (anuar 1947. 
StadtAR, ZR III - 752. 
1 9 8 Vgl. Tätigkeitsbericht der Stadtpolizei Regensburg für die Zeit vom 1. Januar 1947 bis 
30. November 1947. StadtAR, ZR III - 861. 
1 9 9 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei zum Halbmonatsbericht Nr. 80, vom 31. Juli 1947. 
StadtAR, ZR III - 836. 
2 0 0 Vgl. Vgl. Tätigkeitsbericht der Stadtpolizei Regensburg für die Zeit vom 1. Januar 1947 
bis 30. November 1947. StadtAR, ZR III - 861. 
2 0 1 Vgl. den Halbmonatsbericht Nr. 83, vom 15. September 1947. StadtAR, ZR III - 836. 
2 0 2 Vgl. Tätigkeitsbericht der Polizeidirektion für das Jahr 1949. StadtAR, ZR III - 863. 
2 0 5 Vgl. Tätigkeitsbericht der Polizeidirektion für das Jahr 1950. StadtAR, ZR III - 864. 
2 0 4 Vgl. Resolution des Stadtrates vom 3. Februar 1949, gesandt an die Militärregierung. 
StadtAR, ZR III - 746. 
2 0 5 Vgl. Monatsbericht über die Wohnlage vom Juli/August 1947. StadtAR, ZR III - 755 (2). 
2 0 6 Vgl. Antwort des Wohnungsamtes auf fernmündliche Anfrage vom 28. Oktober 1946. 
StadtAR, ZR III - 752. 
2 0 7 Dem Revisionsbericht des bayerischen Prüfungsverbands öffentliche Kassen liegt für seine 
Berechnungen für die Jahre 1948 und 1949 die Einwohnerzahl von 137608 zugrunde. 
StadtAR, ZR III - 121, S. 3. 
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bürg eine Unterkunft fanden. Neben Kriegsheimkehrern hatten auch zahlreiche 
Flüchtlinge aus dem Osten des ehemaligen Deutschen Reiches in Regensburg einen 
ersten Aufenthalt gefunden. Zusätzlich beherbergte die Stadt auch die Angehörigen 
der amerikanischen Militärregierung, wobei diese jedoch vermutlich nicht in die 
oben angeführte Statistik miteinbezogen wurden. Eine dritte Personengruppe, die 
sich nach dem Krieg in Regensburg aufhielt, waren die Displaced Persons unter-
schiedlicher Nationalitäten. 2 0 8 Die beiden letztgenannten Gruppen warfen für die 
Arbeit der Polizei Probleme auf, weil sie dem Zuständigkeitsbereich der deutschen 
Polizei ganz oder teilweise entzogen waren. 
Wie andernorts gestaltete sich auch in Regensburg das Zusammenleben der neuen 
Bevölkerungsteile mit den Alteingesessenen problembehaftet. Im Unterschied zu 
den Flüchtlingen aus dem Osten, die in den Sicherheitsberichten nie negativ er-
wähnt werden, verursachten vor allem zwei Gruppen der Displaced Persons erheb-
liche Probleme, die DP's aus der Pfauengasse und die in der Ganghofersiedlung 
lebenden Ausländer. 
Die Ganghofersiedlung mußte auf Weisung der amerikanischen Militärregierung 
vom 15. Oktober 1945 von der deutschen Bevölkerung geräumt werden.209 Zum 
Verlassen ihrer Wohnungen wurde den betroffenen Regensburgern eine Frist von 
8 Tagen gesetzt.210 Aufgrund dieses Befehls, der den Regensburger Behörden wohl 
schon etwas früher bekanntgegeben worden war, wurde unter Zuhilfenahme der 
Stadtpolizei die Siedlung um den 20. Oktober 1945 zwangsgeräumt.2 1 1 Die Zahl der 
so freigewordenen Wohnungen betrug 877 2 1 2, mehrere tausend Menschen waren 
kurzfristig obdachlos geworden.213 Bereits diese Art der Wohnraumgewinnung für 
die Displaced Persons dürfte wenig dazu beigetragen haben, unter der Regensburger 
Bevölkerung Sympathien für sie zu erwecken. Denn nicht nur die Zwangsevaku-
ierten waren von der Räumung betroffen, sondern auch all jene Familien, die nun 
ihre Wohnung mit den ehemaligen Bewohnern der Ganghofersiedlung teilen muß-
ten. Nach einer Statistik, erstellt vom Leiter des Wohnungsamtes, wurden bis zum 
14. November 1945 ungefähr 5000 DP's in die freien Wohnungen eingewiesen.214 
Die Siedlung blieb bis Ende 1949 von Displaced Persons bewohnt, die erneute 
Räumung wurde gegen Ende September abgeschlossen.215 
Die Schwierigkeiten, welche die Regensburger Polizei mit den Bewohnern der 
Ganghofersiedlung hatte, lassen sich an deren besonderer Rechtsstellung fest-
machen. Grundsätzlich unterstanden die Displaced Persons nicht der deutschen 
2 0 8 Zur Begriffsdefinition und der zahlenmäßigen Stärke dieser Gruppe vgl. Kleßmann, 
Staatsgründung (wie Anm. 4), S. 43 und Kock, Bayern (wie Anm. 4), S. 394, 395. 
2 0 9 Vgl. entsprechende Weisung des Office of Military Government. StadtAR, ZR III - 742. 
2 1 0 Vgl. Schreiben mehrerer Vertreter von Regensburger Parteien und eines Vertreters der 
Gewerkschaft vom 25. März 1946. StadtAR, ZR III - 752. 
2 1 1 Vgl. Beschwerdebrief an den Ministerpräsidenten Erhard vom 5. September 1948. 
StadtAR, ZR III - 755. Weisung der Militärregierung StadtAR, ZR III - 742. In einem Vermerk 
der Stadt wird als Datum der 22. Oktober 1945 genannt. StadtAR, ZR III - 3314. 
2 1 2 Vgl. Statistik der in der Ganghofersiedlung beschlagnahmten Wohnungen vom 7. Oktober 
1947, erstellt vom Wohnungsamt. StadtAR, ZR III - 755. 
2 1 5 Die Zahlenangaben hierzu schwanken zwischen 7000 und 10000, wobei der untere Wert 
aufgrund der anzunehmenden Belegungsdichte wahrscheinlicher ist. 
2 1 4 Vgl. die entsprechende Statistik, die für Oberbürgermeister Titze erstellt wurde. StadtAR, 
ZR III - 750. 
2 1 5 Vgl. undatiertes und nicht unterzeichnetes Schreiben. StadtAR, ZR III - 755. 
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Jurisdiktion, sondern der amerikanischen Militärgerichtsbarkeit.2 1 6 Zwar konnten 
deutsche Polizisten Festnahmen von Angehörigen dieser Personengruppe durch-
führen, mußten diese dann aber den amerikanischen Behörden überstellen. Es gab 
jedoch eine entscheidende Einschränkung dieser Festnahmemöglichkeit: Die Fest-
nahme mußte auf städtischem Boden erfolgen, der deutschen Polizei war grund-
sätzlich der Zutritt zu diesem Lager verwehrt.217 Die Militärpolizei hatte gleichfalls 
keine Zugriffskompetenz im Inneren des Lagers.218 Die einzige Möglichkeit, die so-
wohl den deutschen wie auch den amerikanischen Sicherheitskräften offenstand, 
um gegen kriminelle Aktivitäten im Inneren des Lagers vorzugehen bzw. Ver-
dächtige festzunehmen, bestand darin, die Genehmigung des Lagerleiters zum Be-
treten der Siedlung einzuholen.219 Diese Regelung hatte auch dann Bestand, wenn 
Gefahr im Verzug war bzw. der Polizei mehr als konkrete Verdachtsmomente über 
kriminelle Vorgänge im Inneren des Camps vorlagen. 
So wurde etwa am 5. Juli 1946 der Regensburger Kriminalpolizei von der 
Landpolizei Ziegetsdorf mitgeteilt, daß von Angehörigen des DP-Lagers zwei ge-
stohlene Ochsen in die Ganghofersiedlung getrieben werden. Daraufhin wurde von 
deutscher Seite die Militärpolizei verständigt. Diese sah sich jedoch nicht in der 
Lage einzuschreiten, da sie keine Genehmigung zum Betreten des Camps hatte.220 
Am 20. Oktober desselben Jahres versuchten vier deutsche Sicherheitspolizisten 
und vier Angehörige der Military Police, eine sich anbahnende Schwarzschlachtung 
in der Ganghofersiedlung zu vereiteln. Wohl ohne zuvor die erforderliche Geneh-
migung eingeholt zu haben, betraten sie das Lager. Ihnen traten nun Angehörige der 
UNRRA-Polizei entgegen, die sie ultimativ zum Verlassen des Camps aufforderten. 
Daraufhin verließen die Militärpolizei und die deutschen Polizisten die Siedlung, 
wobei letztere mit Steinen beworfen wurden.2 2 1 Doch auch die Einholung einer 
Genehmigung zur Durchsuchung der Ganghofersiedlung brachte nicht den ge-
wünschten Erfolg. Im Dezember 1946 wurde anläßlich einer Schwarzschlachtung 
eine Überprüfung des Lagers durchgeführt. Die zur Erteilung einer solchen Genehmi-
gung benötigte Zeit reichte jedoch dazu aus, um die Täter ihr Werk vollenden zu 
lassen. Die deutschen Polizisten, unterstützt von der Military Police, fanden noch 
die blutige Axt und die Gedärme des Tiers, das Fleisch war aber schon verschwun-
den, ebenso die Schlächter. 2 2 2 Die Berichte der Polizei vermitteln den Eindruck, daß 
die Lagerleitung ebenso wie die UNRRA-Polizei die Schwarzschlachtungen deckten. 
Daß ein solch rechtsfreier Raum Verbrechen begünstigte - die geschlachteten Tiere 
waren zuvor meist Bauern aus dem Umland, 2 2 3 oft unter Anwendung von Gewalt 
abgenommen worden - , kann als sicher gelten.224 
2 1 6 Vgl. Bericht von Oberbürgermeister Zitzler vom 19. Juli 1947. StadtAR, ZR III - 839. 
2 1 7 Vgl. Jahresbericht der Stadtverwaltung 1946. StadtAR, ZR III - 860. 
2 1 8 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung für den Wochenbericht Nr. 48 vom 
19. Dezember 1946. StadtAR, Z R III - 835. 
2 1 9 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung für Wochenbericht Nr. 25 vom 11. Juli 
1946. StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 0 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung zum Wochenbericht Nr. 25 vom 11. Juli 
1946. StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 1 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung für den Wochenbericht Nr. 40 vom 
24. Oktober 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 2 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung zum Wochenbericht Nr. 49 vom 26. De-
zember 1946. StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 3 Obwohl diese Delikte eigentlich in den Zuständigkeitsbereich der Landpolizei fielen, sind 
sie mehrfach auch in den Berichten der Stadtpolizei vermerkt. StadtAR, ZR III - 835. 
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Auch außerhalb des Camps gestalteten sich die Beziehungen zwischen der deut-
schen Polizei und den Angehörigen der Lagerpolizei konfliktreich. Mehrfach sind in 
den Berichten Zusammenstöße zwischen beiden Parteien geschildert. In Bericht 
Nr. 39 wird die Befreiung einer zuvor festgenommenen Polin durch Mitglieder der 
polnischen Wachmannschaft geschildert. Nachdem die Frau sich nicht ausweisen 
hatte können, sollte sie zur Befragung auf ein Polizeirevier gebracht werden. Am 
Dörnbergpark wurde sie dann von Angehörigen der Wachmannschaften gewaltsam 
aus den Händen der deutschen Polizei befreit. Erst die zur Hilfe gerufene amerika-
nische Militärpolizei konnte die Festnahme durchführen. 2 2 5 Im Wochenbericht über 
die öffentliche Meinung vom 22. Mai 1946 wird berichtet, daß nach einem Raub-
überfall Angehörige der Wachmannschaften die Täter vor der deutschen Polizei zu 
verbergen suchten. Auch in diesem Fall konnte die Festnahme erst durch die 
Military Police vorgenommen werden.226 
Aus den geschilderten Beispielen läßt sich die Ohnmacht der deutschen Polizei-
behörden gegenüber den Bewohnern der Ganghofersiedlung ermessen. Diese Ohn-
macht dürfte auch ein Grund dafür sein, daß die Berichte über die von Displaced 
Persons verübten Verbrechen hin und wieder überzogen ausgefallen sind. Untätig 
bei Straftaten zusehen zu müssen, mag unter den Polizisten den Eindruck erzeugt 
haben, daß das Ausmaß der Verbrechen und ihre Tragweite weit größer waren, als 
sie sich in der Realität tatsächlich darstellten.227 Als sicher kann gelten, daß in der 
Bevölkerung der Unmut über die Displaced Persons groß war, zumal diese bei der 
Versorgung mit Lebensmitteln besser gestellt wurden und sich dennoch Verbrechen 
bzw. Vergehen wie Raubüberfälle und Schwarzschlachtungen zuschulden kommen 
ließen. 
Die Displaced Persons jüdischen Glaubens waren dem Zugriff der deutschen 
Polizei anfangs völlig entzogen. Für sie scheint eine Sonderregelung gegolten zu 
haben. Waren Displaced Persons grundsätzlich der Jurisdiktion der Militärregierung 
unterworfen, so konnten sie doch auf frischer Tat von der deutschen Polizei fest-
genommen werden. Für Displaced Persons jüdischen Glaubens scheint dies nicht 
zugetroffen zu sein, wie eine Bemerkung in der Vorlage der Kriminaluntersuchungs-
abteilung für den Wochenbericht Nr. 78 vom 19. Juli 1947 zeigt. Hierin heißt es, daß 
es „durch die Unterstützung der Militärregierung ... jetzt möglich" sei, „auch gegen 
Juden vorzugehen."228 Bis zu diesem Zeitpunkt waren allem Anschein nach Kon-
trollen und Razzien auf dem Schwarzmarkt in der Pfauengasse,229 soweit sie jüdi-
sche Displaced Persons betrafen, nur im Beisein der Military Police möglich gewe-
sen. 
2 2 4 In der Vorlage der Kriminalpolizei zum Wochenbericht Nr. 6 vom 1. März 1946 wird hier-
zu festgestellt: „Da derartige Anordnungen auch den Verbrecherbanden bekannt sind, ist diese 
mehr oder minder ein Anreiz zur Verübung weiterer Straftaten." StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 5 Vgl. Zusammenfassung für den Wochenbericht Nr. 39. StadtAR, ZR III - 835. 
2 2 6 Vgl. StadtAR, ZR III - 839. 
2 2 7 So lassen sich die undifferenzierten Äußerungen in den Berichten über die Ausländer-
kriminalität erklären, wie etwa im Bericht zur öffentlichen Meinung vom 22. Mai 1946, der 
bezeichnenderweise vom Polizeichef verfaßt war: „Schwere Verbrechen wie Einbrüche und 
Überfälle nehmen ständig zu, die Täter sind immer Ausländer." StadtAR, ZR III - 839. 
2 2 8 Vgl. Wochenbericht Nr. 78 vom 19. Juli 1947. StadtAR, ZR III - 836. 
2 2 9 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei für den Wochenbericht Nr. 36 vom 26. September 
1946. StadtAR, ZR III - 835. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01754-0179-7
Neben den Displaced Persons hatten auch die Angehörigen der amerikanischen 
Besatzungsmacht, die dritte neue Bevölkerungsgruppe in Regensburg, eine klar defi-
nierte Rechtsposition gegenüber der deutschen Polizei. Der deutschen Polizei war es 
gestattet, gegen amerikanische Militärangehörige vorzugehen, wenn sie bei einem 
Vergehen beobachtet wurden, und sie bis zur Übergabe an die Military Police fest-
zuhalten. In den ersten Nachkriegsmonaten scheint es nur zu vereinzelten Übergrif-
fen der amerikanischen Soldaten gegenüber der deutschen Zivilbevölkerung gekom-
men zu sein, das Verhalten der Soldaten wird jedenfalls in den Quellen als vorbild-
lich bezeichnet.230 Im Laufe des Jahres 1946 nahmen allerdings die Zwischenfälle 
zwischen der deutschen Bevölkerung und amerikanischen Soldaten zu. In der über-
wiegenden Mehrzahl der Fälle handelte es sich dabei um Tätlichkeiten, die von 
amerikanischen Soldaten ausgingen.231 Es scheint, als wäre die Disziplin der Kampf-
truppen wesentlich höher als die der ihnen nachfolgenden Einheiten gewesen. 
Oberbürgermeister Heiß bemerkte hierzu in seinem Wochenbericht von Anfang 
Januar 1947 rückblickend, daß es an Weihnachten 1945 zu keinem einzigen Über-
griff gekommen sei, obwohl sich damals wesentlich mehr Soldaten in der Stadt auf-
gehalten hätten. 2 3 2 Dieser Unterschied in der Disziplin wurde auch von amerikani-
schen Beobachtern wahrgenommen. So stellt etwa Telford Taylor in seinem Buch zu 
den Nürnberger Prozessen fest, daß die zuerst in Nürnberg stationierten Truppen 
allesamt „reife, selbstsichere und fähige Leute" waren. Der Abzug der Kampf-
truppen habe sich auf die „Moral und Kompetenz der Besatzungsarmee verheerend" 
ausgewirkt, da sie durch schlecht ausgebildete und unreife Soldaten ersetzt worden 
seien.233 Grundsätzlich gesehen stellten die Straftaten der Angehörigen der Be-
satzungsarmee allerdings keine nachhaltige Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
dar. Rechtsverstöße seitens amerikanischer Soldaten wurden durch eine offenbar 
gute Zusammenarbeit zwischen MP und deutscher Polizei, meist in Form von 
Doppelstreifen, effektiv bekämpft und wurden mit Hilfe der MP, oft auf gemein-
samen Doppelstreifen, auch gut bekämpft. Die MP ließ allem Anschein nach den 
Militärangehörigen nichts durchgehen. Jedenfalls wurde von deutscher Seite her-
vorgehoben, daß die MP effektiv vorgehe und auch energisch durchgreife.234 
5.6. Weitere Problemfelder der Polizeiarbeit 
Neben diesen Problemen, die den Kompetenzbereich der Polizei in grundlegenden 
Dingen betrafen, gab es eine Reihe von kleineren Schwierigkeiten, mit den sich die 
2 3 0 Vgl. Wochenbericht zur öffentlichen Meinung vom 16. Mai 1946: „Die Moral der Be-
satzungstruppe ist im allgemeinen gut. Die Bevölkerung stellt jedoch fest, daß die frühere 
Besatzungstruppe sich allerdings wesentlich korrekter verhalten hat." StadtAR, ZR III - 839. 
Es gibt lediglich einen Bericht, aus dem Vergehen der Soldaten nach dem Einmarsch gefolgert 
werden können. Im Rapport vom 1. Mai 1945 (StadtAR, ZR III - 772) wird von fünf Vergewal-
tigungen von Frauen und Mädchen berichtet, wobei das Eindringen in die Wohnungen „unter 
dem Vorwand der Waffensuche geschah." Da hierzu nur amerikanische Soldaten befugt waren, 
scheint ihre Täterschaft wahrscheinlich. 
2 3 1 Vgl. hierzu exemplarisch die Wochenberichte zur öffentlichen Meinung vom 30. Juli 1946 
und vom 7. Januar 1947. StadtAR, ZR III - 839. 
2 3 2 Vgl. Wochenbericht zur öffentlichen Meinung vom 7. Januar 1947. StadtAR, ZR III - 839. 
2 3 3 Vgl. Telford Taylor, Die Nürnberger Prozesse. Hintergründe, Analysen und Erkenntnisse 
aus heutiger Sicht, München 31996, S. 266. 
2 3 4 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung für den Vierteljahresbericht von Okto-
ber bis Januar 1947 vom 3. Januar 1947. StadtAR, ZR III - 836. 
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Polizei im alltäglichen Geschäft auseinanderzusetzen hatte und die ein effizientes 
Arbeiten erschwerten bzw. behinderten und beeinträchtigten. 
Im Monatsbericht an die Regierung der Oberpfalz vom 28. März 1949 wird aus-
geführt, daß nach dem Krieg der Polizei die Möglichkeit genommen worden war, 
gebührenpflichtige Verwarnungen auszustellen.235 Diese Maßnahme beruhte auf der 
Auffassung der Amerikaner, daß von der Polizei keine richterliche Tätigkeit mehr 
ausgeübt werden dürfe. Die Polizei sollte zwar Rechtsverstöße und Delikte auf-
nehmen und klären, auf keinen Fall aber war sie befugt, selbst eine wie auch immer 
geartete Art von Sanktionen zu verhängen. Somit mußte für jede noch so geringe 
Übertretung, auch im Straßenverkehr, eine Strafanzeige gestellt werden, die dann an 
das zuständige Gericht weitergeleitet wurde. Die Mindeststrafen, die als Folge die-
ser Anzeigen von den Gerichten ausgesprochen würden, so heißt es in diesem Be-
richt, stünden in keinem Verhältnis zum begangenen Delikt und zum betriebenen 
Aufwand der Strafverfolgung und seien der Autorität des Staates und der Polizei 
wegen der offenkundigen Mißachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
abträglich. Auch führe der Zwang, selbst leichte Verkehrsvergehen auf diese Art zu 
ahnden, zu einer Belastung im Verhältnis der Bevölkerung zur Polizei. 2 5 6 Jeder 
Bürger wäre froh, wenn er sich den Unannehmlichkeiten, die eine Strafanzeige be-
deute, entziehen könnte. 
Über Spannungen unter einzelnen Abteilungen der Polizei und über die Ein-
schätzung einzelner Abteilungen der Polizei durch die Bevölkerung gibt ein Schrift-
wechsel zwischen Kriminalrat Kainz und Neuner, dem Leiter der Abteilung VIII 
(Sonderaufgaben), Aufschluß. Neuner sah sich aufgrund einer Anfrage von Kainz 
vom 25. Juli 1949 veranlaßt, das Aufgabengebiet seiner Abteilung zu erläutern 2 3 7 
und dabei die in der Öffentlichkeit und auch bei Beamten der Kriminalpolizei kur-
sierende Meinung zurückzuweisen, bei der Abteilung VIII handle es sich um eine 
politische Abteilung, die womöglich gar die Arbeit der Geheimen Staatspolizei oder 
zumindest die der früheren Bayerischen Politischen Polizei weiterführe. Dieser 
Verdacht wurde durch das Aufgabengebiet der Abteilung VIII genährt. Er war be-
reits früher im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Abteilung VIII für die Spruch-
kammern aufgekommen, als u. a. das Sichten von Akten und die Feststellung von 
Diensträngen zu den Aufgaben der Abteilung VIII gehörte hatten. Neuner wies dar-
auf hin, daß die amerikanische Militärregierung dies als politische Tätigkeit auf-
gefaßt und zur Freude aller Mitarbeiter von Abteilung VIII diese ungeliebte Hilfs-
tätigkeit unterbunden habe. Die Abteilung VIII hatte aber auch gegenwärtig Auf-
gaben zu erfüllen, die den politischen Bereich berührten und daher manchen Anlaß 
zu Mißtrauen gaben. Nach den Angaben Neuners gehörten zu den Dienstpflichten 
seiner Abteilung: Ausführung von Spezialaufträgen für die Militärregierung, die -
wie Neuner betonte - unpolitischer Natur seien, und die Überprüfung von Antrag-
stellern, die sich an die KZ-Hauptbetreuungsstelle um Anerkennung als politisch 
Verfolgte gewandt hatten. Weiterhin ermittle die Abteilung bezüglich aller Ver-
brechen, die während des NS-Regimes begangen worden waren, gleichgültig ob sie 
von Nationalsozialisten oder von Nichtparteimitgliedern verübt worden waren. Es 
2 3 5 Vgl. StadtAR, ZR III-821. 
2 3 6 Vgl. Monatsbericht an die Regierung vom 28. Juli 1949. StadtAR, ZR III - 821. 
2 5 7 Vgl. entsprechendes Schreiben. StadtAR, ZR III - 756(1). Die Replik Neuners ist weder 
datiert, noch gibt sie über die exakte Stellung des Beamten innerhalb der Abteilung VIII Aus-
kunft. 
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liegt auf der Hand, daß diese Tätigkeit der Abteilung VIII in dem delikaten Bereich 
der Vergangenheitsbewältigung in bestimmten Kreisen äußerst ungern gesehen 
wurde und Anlaß zu diffamierenden Verdächtigungen bot. 
Dem Ansehen der Polizei abträglich waren schwerwiegende Pannen und Fehler, 
die bei der Ausübung des Dienstes passierten. Aufsehen erregte ein Vorfall, als es 
einem der bei einem Raubüberfall in Buchhausen in der Nacht zum 2. April 1946 
festgenommenen Täter gelang, eine Waffe mit auf das Polizeirevier zu bringen. Dort 
feuerte er zwischen sechs und acht Schuß ab und verletzte dabei einen Polizei-
beamten schwer. Schuld an dieser schlimmen Panne dürfte die ungenügende Aus-
bildung gewesen sein, denn nur so ist es zu erklären, wie der Grundsatz mißachtet 
werden konnte, einen an einem bewaffneten Raubüberfall Beteiligten gründlich 
nach Waffen zu durchsuchen.238 
Neben diesem individuellen auf mangelnde Ausbildung zurückzuführenden Feh-
ler, kam es auch zu Pannen, die von Unzulänglichkeiten in der internen Kommu-
nikation und Information herrührten. Ein Fall, der dies belegt, ereignete sich im Juni 
1947.2 3 9 In dieser Berichtswoche wurde im Zug nach Nürnberg eine Kontrolle 
durchgeführt, deren Ziel es war, Hamsterkäufer und Schwarzhändler zu überfüh-
ren, wobei die handelnden Beamten allerdings nach völlig verschiedenen Kriterien 
vorgingen. Offenkundig war der Höchstsatz dessen, was an Gütern mitgeführt wer-
den konnte, den Beamten nicht bekannt. Allem Anschein nach hatte es der zustän-
dige Leitungsbeamte versäumt, vor der Aktion eine intensive Einsatzbesprechung 
durchzuführen die eingesetzten Beamten mit den rechtlichen Gegebenheiten ver-
traut zu machen. Es handelt sich hier also um ein Kommunikationsdefizit, das der 
Einsatzleitung zugeschrieben werden muß. 
Alles andere als zur Steigerung des Ansehens der Polizei trugen die mißglückten 
Razzien gegen Schwarzhändler in der Pfauengasse bei. Grund für die mißlungene 
Aktion gegen den dortigen Schwarzmarkt wird in den Berichten zur öffentlichen 
Sicherheit stets vermerkt, daß die anvisierte Personengruppe gewarnt worden 
war.2 4 0 In den Vorlagen für die Berichte Nr. 36 und 76, erstellt im September 1946 
bzw. März 1947, wird nicht angegeben, von wem diese Warnung ausging. Potentiell 
in Frage kämen einerseits Sicherheitsposten, die von den Schwarzhändlern in den 
angrenzenden Straßen und Gassen aufgestellt worden waren und denen es gelang, 
das Herannahen der Polizei rechtzeitig an ihre Auftraggeber zu übermitteln. Es 
kann aber aufgrund der vagen Formulierung nicht ausgeschlossen werden, daß die 
Warnung aus Polizeikreisen selbst stammte. Letzterer Verdacht wird in der Vorlage 
zu Bericht Nr. 59 vom Leiter der Sicherheitspolizei selbst geäußert. Von ihm stammt 
die Vermutung, daß die Warnung entweder von der deutschen Polizei oder aus 
Kreisen der amerikanischen Military Police gekommen sein könnte. 2 4 1 Eine Klärung 
2 3 8 Vgl. Vorlage der Kriminaluntersuchungsabteilung für den Wochenbericht Nr. 12 vom 
12. April 1946. StadtAR, Z R III - 835. 
2 3 9 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei für den Wochenbericht Nr. 73 vom 13. Juni 1947. 
StadtAR, ZR III - 836. 
2 4 0 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei für den Wochenbericht Nr. 36 vom 26. September 
1946 (StadtAR, ZR III - 835) und die Vorlagen der Sicherheitspolizei für die Wochenberichte 
Nr. 59 und 76 vom 6. März 1947, beziehungsweise vom 27. Juni 1947. StadtAR, ZR III - 836. 
2 4 1 Vgl. Vorlage der Sicherheitspolizei für den Wochenbericht Nr. 59 vom 6. März 1947. 
StadtAR, ZR III - 836. 
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dieses Sachverhalts ist aus den vorliegenden Akten nicht möglich. Es gibt in ihnen 
auch keinen Beleg dafür, daß eine Untersuchung zum Auffinden der „undichten 
Stelle" durchgeführt worden wäre. 
6. Z u s a m m e n f a s s u n g der E r g e b n i s s e 
Eine Analyse der Akten der Stadt Regensburg und der Akten der amerikanischen 
Besatzungsmacht, die sich mit der Polizei in der unmittelbaren Nachkriegszeit be-
fassen, zeigt, daß die amerikanische Militärregierung der Regensburger Stadt-
verwaltung und der Polizei durchaus einen gewissen Handlungsfreiraum beließ und 
die administrativen Vorgaben keineswegs rigoros handhabte, sondern einen der 
Situation angepaßten Pragmatismus walten ließ. Bezeichnend für diesen Pragma-
tismus bei der Umsetzung der Vorschriften ist die Haltung der amerikanischen Be-
satzungsoffiziere gegenüber der Regensburger Verwaltungspolizei. Obwohl in Titel 
IX der maßgeblichen „Anweisungen betreffs der Verwaltung der Militärregierung in 
der US-Zone in Deutschland" vom 7. Juli 1945 eindeutig festgelegt war, daß die mei-
sten während der NS-Zeit von dieser Abteilung versehenen Aufgaben aus dem 
Zuständigkeitsbereich der Polizei ausgegliedert werden müssen, tolerierten die 
Public Safety Offiziere einen Verstoß gegen diese Regelung, der ihnen aus den von 
der Polizei übersandten Berichten und auch aus ihrem persönlichen Umfeld sehr 
wohl bekannt war. Erst zwei Jahre nach Kriegsende wurde dieser Geschäftsbereich 
aus dem Polizeidezernat entfernt und in die eigentliche Verwaltung eingegliedert. 
Ebensowenig unternahmen die örtlichen Militärdienststellen etwas gegen die offen-
kundige Ignorierung wichtiger Anweisungen aus Titel IX durch die Leitung der 
Regensburger Polizei. Die Tatsache, daß die im Bericht von Crawford 2 4 2 befrag-
ten Beamten offen ihre Ablehnung einzelner Vorschriften äußerten, weist darauf 
hin, daß keine Sanktionsmaßnahmen seitens der Militärregierung zu befürchten 
waren. Den flexiblen, den Verhältnissen angepaßten Umgang mit den bestehenden 
Vorschriften belegen auch die vorschriftswidrige, aber geduldete Verbindung von 
Oberbürgermeisteramt und Leitung der Stadtpolizei durch Heiß sowie das An-
wachsen des Polizeikörpers weit über die festgelegte Obergrenze von 350 Mann hin-
aus. Das genaue Ausmaß der Eigenständigkeit der Regensburger Polizei gegenüber 
der amerikanischen Besatzungsmacht, das in den genannten Punkten aufscheint, 
läßt sich aber in seinem Gesamtumfang nicht exakt benennen, da Eingriffe der 
Militärregierung nicht in allen Fällen in den Akten erhalten geblieben sind. Bei-
spielsweise ist der Befehl der Amerikaner, der die Mitarbeit der Abteilung VIII an 
den Spruchkammerverfahren beendete, nicht in den Akten der Stadt überliefert, 
sondern ist nur indirekt aus dem Rechtfertigungsschreiben Neuners bekannt. 
Über das unmittelbare Verhältnis der Regensburger Stadtpolizei zur Bevölkerung 
lassen sich nur in beschränktem Maße Aussagen treffen. Gewiß ist allerdings, daß 
das Verhältnis zwischen Polizei und Bevölkerung nachhaltig durch die Strafanzeigen 
getrübt wurde, die von der Polizei auf Anweisung der amerikanischen Militärregie-
2 4 2 Die Prognose von Crawford, wonach die Dezentralisierung der Polizei sofort wieder 
rückgängig gemacht werden würde, sobald die Polizei von deutschen Behörden geleitet werde, 
hat sich nicht erfüllt. Die Kommunalpolizei bestand noch bis in die siebziger Jahre fort. Vgl. 
den Bericht von Field Inspector Crawford vom 24.8.1948 in: OMGBY (Ordner L II 19/1), 
15/63-2/2. 
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rung selbst für geringfügige Vergehen ausgesprochen werden mußten. Ein Grad für 
die in weiten Teilen der Bevölkerung vorhandene Unzufriedenheit mit der gelei-
steten Polizeiarbeit sind die häufig in den Polizeiberichten auftauchenden Klagen 
über den schlechten Zustand der öffentlichen Sicherheit. Allem Anschein nach war 
die Polizei nicht in der Lage, ein Gefühl der Sicherheit zu verbreiten. Getrübt war 
das Vertrauen in die Polizei sicherlich auch dadurch, daß sich Beamte während der 
NS-Zeit als willige Handlanger des Systems hervorgetan hatten, so daß es einige 
Schwierigkeiten bereitete, Vertrauen in die Polizei aufkommen zu lassen. 
Das Hauptziel der Amerikaner, eine Polizeiorganisation zu initiieren, die dem 
Aufbau eines demokratischen Staates angemessen war und ihn nicht behinderte, 
wurde auch in Regensburg erreicht. Die Abtrennung von richterlichen Befugnissen, 
die Verhaftung von schwer belasteten Polizisten sowie die Überprüfung der Polizei-
beamten bezüglich ihrer Vergangenheit stellten sicher, daß die Belastungen der 
Polizei, die aus der NS-Zeit herrührten, nach einer gewissen Zeit abgestreift werden 
konnten. Auch die Beschränkung der polizeilichen Befugnisse auf das vollzugspoli-
zeiliche Aufgabengebiet war ein zukunftweisender Schritt. Sie wurde auch nach der 
Übernahme der Polizeigewalt durch den bayerischen Staat nicht rückgängig ge-
macht. Die Aufspaltung der Polizei in Stadt- und Landpolizei, nach amerikanischem 
Vorbild, bewährte sich dagegen auf längere Sicht gesehen nicht. Auch wenn sie in 
den Jahren 1945 bis 1949 zu keiner Beeiträchtigung der Polizeiarbeit geführt hat, 
da eine ausreichende Kommunikation zwischen den verschiedenen Landpolizei-
posten und der Regensburger Stadtpolizei sicherstellte, daß auch über die Stadt-
grenzen hinaus die Kriminalität bekämpft werden konnte, so erwies sie sich im 
Laufe der Zeit dennoch als Hemmschuh für die Polizeiarbeit und wurde deshalb 
später aufgehoben. Die Schwierigkeiten, die sich bei der Verbrechensbekämpfung in 
den Jahren 1945 bis 1949 ergaben, waren weniger auf organisatorische Unzuläng-
lichkeiten zurückzuführen, sondern waren vornehmlich durch die Nachkriegszeit 
und ihre zeitspezifischen Zustände begründet. 
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